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Vorwort zur Erstausgabe (Dissertation) 2005


Nationalsozialisten und Kommunisten, die Hand in Hand den Sozialismus aufbauen – das mutet an wie die leibhaftige Verschmelzung von Feuer und Wasser. Ein rot-braunes Paradoxon, das irritiert. Impuls genug, um Erklärungen dafür zu finden und Licht ins Dunkel zu bringen. Doch muss sich jeder Mensch, der sich in einer Zeit voller Gewalt und Not, Unterdrückung und Naturzerstörung in akademische Elfenbeintürme hineinträumt, die Frage gefallen lassen, welchen Nutzen die Welt von seinen selbstverliebten Gedankenspielchen hat. Denn es ist unsere Aufgabe, Lebendbedingungen zu verbessern. Jeder sollte seine 7000 Eichen pflanzen und seine Handvoll Salz vom Meeresstrand auflesen. An diesen Vorsatz habe ich jedenfalls im Laufe der etwa sechsjährigen Arbeit an diesem Forschungsprojekt viele Male denken müssen. Zu oft hatte ich dabei das Gefühl, ihm einsam hinter Papierbergen verborgen nicht nachgehen zu können. Doch irgendwann entwickelte sich aus der anfänglichen bloßen Neugier auf die Geschichte ehemaliger Nationalsozialisten in der DDR die Erkenntnis einer tieferen Sinngebung. Denn es ist die Geschichte einer Wandlung der Gesellschaft und ihrer Individuen, wie wir sie immer wieder aufs Neue erleben. Die Verläufe und Ergebnisse solcher Transformationen können uns heute helfen zu verstehen, wie wir zu dem geworden sind, was wir sind. Darüber hinaus zeigen sie, wie sich durch Umbrüche die Strukturen des Zusammenlebens in der Gegenwart und Zukunft erneuern. Wenngleich dieses Buch nur eine kleine Facette ist, brauchen Menschen das Wissen über solche Vorgänge, um selbst schöpferisch und verantwortlich an ihnen mitzuwirken.


In freundschaftlichem Dank verbunden bin ich meinem Doktorvater Prof. Dr. Lutz Niethammer, der mir überhaupt erst ermöglichte, dieses Unternehmen zu beginnen und mich ein ums andere Mal durch seine Fähigkeit in Erstaunen versetzte, schon aus wenigen Unterhaltungen stichhaltige Analysen über den Stand der Dinge ziehen zu können. Mein Dank geht weiterhin an das Historische Institut der Friedrich-Schiller-Universität Jena, das Bundesarchiv / Stiftung Archiv der Parteien und Massenorganisationen der DDR und die Bundesbeauftragte für die Unterlagen des DDR-Staatssicherheitsdienstes. Außerdem an die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) für die Förderung im Rahmen einer vergleichenden Studie zur „Wiedereingliederung von NS-Staatsbediensteten und NS-Belasteten in die Verwaltungsapparate der frühen Bundesrepublik und der SBZ/DDR“. Für Tipps und Anregungen danke ich darüber hinaus Christoph Boyer, Jürgen Danyel, Jens Gieseke, Stefan Hornbostel, Helga A. Welsh sowie den Doktoranden am Lehrstuhl für Neuere und Neueste Geschichte in Jena, für die Hilfe bei der Redaktion Peter Eckermann.


Mein besonderer Dank gilt schließlich noch meiner Mutter, die mich nicht nur in der Schlussphase dieser Arbeit vertrauensvoll unterstützt hat und mir Mut machte, als es an mir lag, ihr welchen zu bereiten.




Berlin und Dörverden, im Dezember 2003





Jens Kuhlemann




Vorwort zur gekürzten Ausgabe 2014


Nach mehreren Jahren, in denen sich mir viele andere Aufgaben gestellt haben, möchte ich die Dissertation „Braune Kader“ in der nun vorgelegten gekürzten Form einem breiteren Publikum zugänglich machen. Den Anstoß hierfür gab eine Tagung zum Thema „Integration und Ausgrenzung? Der Umgang der SED mit ehemaligen NSDAP-Mitgliedern“ im Dezember 2009 an der Friedrich-Schiller-Universität Jena. Eingeladen hatte der von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) geförderte Sonderforschungsbereich 580 „Gesellschaftliche Entwicklungen nach dem Systemumbruch. Diskontinuität, Tradition, Strukturbildung.“ Die Veranstaltung unterstrich, dass die Frage, wie sich die kommunistischen Machthaber in der SBZ/DDR und nationalsozialistisch belastete Kader miteinander arrangierten, nach wie vor im Fokus der Forschung steht. Auch außerhalb der Wissenschaft steht der Umgang mit politisch belasteten Personen immer wieder im Blickpunkt der Öffentlichkeit. Dieses Buch kann dabei helfen, die Diskussion darüber auf ein stabiles Fundament zu stellen und die Bandbreite der Urteile zu erweitern.


Bewusst möchte ich durch die Veröffentlichung der gekürzten Fassung von „Braune Kader“ sowohl als Printbuch als auch in Form des E-Books möglichst vielen Rückmeldungen den Weg bereiten. Das Fachpublikum ist dabei ebenso wie der interessierte Laie aufgerufen, Kommentare beizusteuern. Die Essenz dieser Auseinandersetzungen könnte so zusammen mit der sukzessiven Berücksichtigung anderer neuester Forschungsergebnisse zu einer fortlaufenden Optimierung meiner Studie beitragen. Geschichtsschreibung ist so im besten Sinne multiperspektivisch und imperfekt.


Von ganzem Herzen möchte ich zu guter Letzt meiner Ehefrau danke sagen, nicht nur für viele Stunden, in denen ich die Freiheit bekam, mich um weit weniger wichtige Dinge als meine Familie zu kümmern.




Berlin, im Juli 2014





Jens Kuhlemann






Für Irmgard







0 Einleitung


Ehemalige Nationalsozialisten in der DDR-Regierung – ein Reizthema, keine Frage. Wenn ich jemandem im Laufe der vergangenen Jahre von meinen Forschungen erzählte, reichten die Reaktionen von verschmitzter Genugtuung über ungläubiges Staunen bis hin zur Aufgabe der letzten mit der DDR verbundenen positiven Illusionen. Niemanden ließ diese widersprüchlich anmutende Vorstellung gleichgültig. Ein Umstand, der in der Anziehungskraft der – vermeintlichen – Zerstörung eines Mythos liegen muss. Denn er rührt am antifaschistischen Selbstverständnis des einzigen sozialistischen deutschen Staates in der Geschichte und damit am vielleicht wichtigsten Grund für die Existenzberechtigung der DDR.


Die Geschichte der NS-Belasteten in der Nachkriegszeit ist vom gesellschaftlichen und persönlichen Wandel geprägt, vom Spannungsverhältnis zwischen der Wiedereingliederung der Täter, der Rücksichtnahme auf die Opfer und den Ansprüchen der Sieger.1 Allerorten stand die Frage im Raum, wer wie viel Verantwortung an der Katastrophe des Nationalsozialismus trug, wer mit Vergebung und wer mit Bestrafung rechnen konnte. »Es gibt entdeckte und verborgen gebliebene Schuld von Menschen. Es gibt Schuld, die sich Menschen eingestanden oder abgeleugnet haben. Jeder, der die Zeit mit vollem Bewußtsein erlebt hat, frage sich heute im stillen selbst nach seiner Verstrickung«.2 Mit diesen Worten sprach Richard von Weizsäcker in seiner berühmt gewordenen Rede zum 8. Mai 1985 das schwierige Thema Schuld und Sühne der Deutschen an – oder tat er es vielleicht doch nicht? Wir suchen vergeblich nach abgestuften Schuldzuweisungen und Sanktionen, nach Resozialisierungsbedingungen, wie sie im Rahmen der Entnazifizierung und, wie wir sehen werden, in veränderter Form auch danach vorkamen. Dieser Umstand ist ein Indiz dafür, dass die Rede unter anderem deshalb so begeistert aufgenommen wurde, weil sie möglichst vielen möglichst wenig weh tat. Das war gut so, denn es bewahrte Stabilität und inneren Frieden. Aus demselben Grund war es aber auch unzureichend, denn die Wahrheit beim Namen zu nennen klingt anders.


Der Umgang mit Trägern des „ancien régime“ nach einem Systemwechsel läuft letztlich immer auf die Frage hinaus, welchen Beurteilungsmaßstab die neuen Machthaber und die Menschen im Allgemeinen an die Vergangenheit anlegen. Wie verdammenswert ist sie? Wie radikal soll die Abwendung von ihren Idealen und ihren Protagonisten sein? Bei all dem ist entscheidend, welchen Spielraum die Erfordernisse der Gegenwart und Zukunft lassen, um das Vergangenheitsbild in der Gesellschaft durchzusetzen. Gerade Moralvorstellungen sind hierbei in einer pluralistischen Welt unterschiedlich ausgeprägt. Umso schwieriger ist es für einen Historiker, eine konsensfähige Bewertung der damaligen Geschehnisse vorzunehmen. Meine ethischen Einschätzungen können am Ende auch nichts anderes als subjektiv gefärbte Äußerungen darstellen, die eine weitere Auseinandersetzung anstoßen sollen. Viel wichtiger als eine Diskussion auf moralischer Ebene ist für die Wissenschaft jedoch der Versuch, die historischen Akteure in ihrem Handeln zu verstehen. Dabei geht es um das Wechselspiel von Macht und Opposition, im Staat wie auch individuell.


Dieses Spannungsfeld wird im Folgenden am Beispiel des zentralen Staatsapparates der SBZ/DDR untersucht. Die reformierte Deutsche Wirtschaftskommission (DWK) stellte dabei nicht nur eine Art „Zentralregierung“ der SBZ dar, die freilich völlig abhängig von der sowjetischen Besatzungsmacht war. Die DWK bildete auch das wesentliche Vorläuferorgan der DDR-Regierungsdienststellen. Zusammen mit den drei bis dahin verbliebenen Deutschen Zentralverwaltungen für Inneres, Justiz und Volksbildung ging die DWK im Oktober 1949 relativ nahtlos in die DDR-Regierung über.3 Es handelte sich vor wie nach der Staatsgründung um die höchste zentrale Schaltstelle der staatlichen Verwaltung mit erheblichem Einfluss auf das öffentliche Leben in Ostdeutschland. Zwar waren die Sowjetische Militäradministration in Deutschland (SMAD) bzw. die Sowjetische Kontrollkommission (SKK) und die SED-Führung in der Entscheidungshoheit rechtlich beziehungsweise faktisch übergeordnet. Doch die Deutsche Wirtschaftskommission, der Ministerrat und die Ministerien leiteten ihre Bedeutung aus der Rolle als funktionaler Dienstklasse ab, die die Anordnungen der Machthaber ausführen sollte. Sie standen darüber hinaus einer Vielzahl nachgeordneter Wirtschaftsbetriebe und staatlicher Einrichtungen vor.


Der Untersuchungszeitraum ersten Grades umfasst mit quellenbedingt unterschiedlicher Intensität die Jahre 1948-1957. In dieser Zeitspanne waren die untersuchten NS-Belasteten in der zentralen Staatsverwaltung beschäftigt. Die Analyse weicht jedoch von diesem Zeitfenster ab, wenn die Beschreibung bestimmter Wandlungen und Kontinuitätslinien es erfordert.4 Ein solches Vorgehen läuft auf die Betrachtung aller für die jeweiligen Biografien relevanten Phasen hinaus. Der chronologische Rahmen zweiten Grades bewegt sich damit vom Kaiserreich über die Weimarer Republik zum Nationalsozialismus und zur SBZ/DDR bzw. Bundesrepublik, im Einzelfall bis zur Berliner Republik. Um die Reintegration ehemaliger Nationalsozialisten in die staatliche Verwaltung zu analysieren, ist die formative Phase der SBZ/DDR, die vom Ende des Zweiten Weltkrieges 1945 bis zum Mauerbau 1961 reichte, von besonderer Bedeutung. Dabei spielt das Jahr 1948 eine entscheidende Rolle. Zu diesem Zeitpunkt erfuhren die Zentralisierung staatlicher Gewalt innerhalb der SBZ sowie die Verschärfung des Ost-West-Gegensatzes samt Zementierung der innerdeutschen Teilung eine radikale Zuspitzung. Die SED trat dabei während der Stalinisierung immer deutlicher als dominanter Statthalter der UdSSR hervor. Sie wollte die kommunistische Weltanschauung und Gesellschaftsordnung diktatorisch gegen davon abweichende durchsetzen, auch innerparteilich im Zuge der Entwicklung zur „Partei neuen Typus“.5


Die Sowjetische Militäradministration ordnete in diesem Zusammenhang mit dem Befehl Nr. 32 vom 12. Februar 1948 an, fast alle Zentralverwaltungen in der Deutschen Wirtschaftskommission zusammenzufassen. Sie verlieh der DWK außerdem das Recht, verbindliche Instruktionen für die gesamte Besatzungszone zu erlassen. Das war eine wichtige Voraussetzung für den im selben Jahr verabschiedeten Zweijahrplan.6 Weitere Anzeichen für den offenen Ausbruch des Kalten Krieges waren der Rückzug der UdSSR aus dem Alliierten Kontrollrat, die Währungsreform und der Beginn der Berliner Blockade.7 Schließlich verkündete die SMAD mit ihrem Befehl Nr. 35 vom 26. Februar 1948 den offiziellen Abschluss der Entnazifizierung in der SBZ.8 Wenige Monate später geschah das Gleiche in Berlin. Die Sowjets erklärten die Maßnahmen zur personellen Säuberung der öffentlichen Verwaltung und anderer Bereiche von ehemaligen Nationalsozialisten für beendet. Die Wiedereingliederung NS-Belasteter in das gesellschaftliche Leben und hier speziell in den Staatsapparat erfolgte ab diesem Zeitpunkt also unter dem Eindruck eines unerbittlichen innen- und außenpolitischen Machtkampfes.


Das Ende des Untersuchungszeitraumes ersten Grades bestimmt zum einen ein erheblicher Rückgang der Quellendichte im Laufe der fünfziger Jahre. Zum anderen ereigneten sich 1958/1959 für die DDR-Regierung und ihre Personalpolitik wichtige Zäsuren. Dazu zählten maßgeblich der Abbruch des zweiten Fünfjahrplanes und die umfassende Restrukturierung des Wirtschafts- und Staatsapparates. Ein großer Teil der Industrieministerien wurde dabei in die Staatliche Plankommission überführt.9 Neben inhaltlichen Gründen rechtfertigen schließlich pragmatische Überlegungen einen zeitlichen Schnitt. Denn über ein Jahrzehnt hinweg lassen sich politische Entwicklungen bereits gut darstellen.


Ganz entscheidend für das Verständnis der Triebfeder der Wiedereingliederungspolitik ist der Marxismus-Leninismus, der bis zu den fünfziger Jahren durch Thesen Lenins und Stalins ergänzt wurde. Die Kaderpolitik wie das gesamte Menschenbild der Kommunisten fußten auf dieser Weltanschauung. Sie war nach ihrer Auffassung eine Wissenschaft mit Wahrheitsmonopol und Zwangsläufigkeitscharakter, die keinen Platz für Pluralismus ließ.10 Grob vereinfacht erwirtschafteten danach relativ wenige Kapitalisten als Besitzer von Produktionsmitteln Profite, die sie akkumulierten, während die von ihnen ausgebeutete Masse der Lohnarbeiter verelendete. Aus diesem Spannungsverhältnis resultierte ein an Schärfe zunehmender Kampf verschiedener gesellschaftlicher Klassen – dem Kapital bzw. der Bourgeoisie auf der einen Seite gegen das Proletariat auf der anderen. Der Faschismus war so gesehen eine Radikalisierung der Interessen imperialistischer Wirtschaftskreise und das Bürgertum Ausdruck sozialer Schichtzugehörigkeit wie auch politischer Gesinnung.11 Eine wahrhaftige Demokratie entstand angeblich dann, wenn das werktätige Volk in einem Staat die Oberhand gewann. Dies war nach Auffassung der SED in der DDR der Fall. In den westlichen Staaten, in der Bundesrepublik zusätzlich verkörpert durch den Faschismus tragende „Alt-Nazis“, sei der „Klassenfeind“ hingegen weiterhin an der Macht gewesen und knechtete das Volk.


Lenin ging insofern über Marx hinaus, als er voraussetzte, dass das revolutionäre Bewusstsein gerade in der Masse der Unterdrückten zunächst nicht vorhanden sei.12 Daher lässt sich meines Erachtens der „aufgeklärtere“ Teil als kommunistische „Bewusstseinselite“ oder „Wertelite“ bezeichnen. Auf dieser Trennung gründete sich die Beherrschung der „zurückgebliebenen“ proletarischen Massen durch eine Avantgarde aus Berufsrevolutionären bzw. die Partei der Arbeiterklasse, die über dem Staat stand und sich subjektiv im Bewusstsein einer besonderen Mission zur Führung geeignet und berechtigt ansah.13 Die „Diktatur des Proletariats“ sollte die Bourgeoisie in der Übergangszeit vom Kapitalismus zum Sozialismus unterdrücken und die Entwicklung einer klassenlosen Gesellschaft, dem Kommunismus, beschleunigen.14 Voraussetzung dafür war parteikonformes und –gelenktes Handeln. Das galt umso mehr für die Kader, die die Gesellschaft durchdringen und an ihren Arbeitsplätzen politische Beschlüsse der Partei und Regierung gehorsam und treu umsetzen sollten. Sie sollten damit den Sozialismus konkret aufbauen und Herrschaft ausbauen und sichern.15 Lenin forderte daher die restlose Zerschlagung des alten Staatsapparates im Zuge der Revolution, billigte aber Übergangsphasen.16 Sozialistische (Kader-)Politik war also hochgradig ideologisiert und sehr eng mit sozialen Prozessen verbunden.17


Kennzeichnend für ein solches totalitäres Herrschaftssystem ist nach Clemens Vollnhals der rigoros durchgesetzte Primat der Politik, monopolisiert im politischen und ideologischen Führungsanspruch der herrschenden Staatspartei. Die Abschaffung der Gewaltenteilung, rechtsstaatlicher Grundsätze und individueller Freiheitsrechte, wie sie bürgerlichen Demokratien zu eigen sind, geht damit einher.18 Gesetze waren in der DDR zwar nicht irrelevant. Viel bedeutender als ihr Wortlaut war jedoch der politische Nutzen für die Machtelite.19 Dabei bedürfen totalitäre Regime zwecks Stabilisierung und Erhalt sowohl der permanenten Massenbeeinflussung, Kontrolle, Repression und Ausgrenzung als auch der Integration, die auf vielfältigen ideologischen wie sozialpolitischen Komponenten beruht.20 Im Ergebnis ließ sich die angestrebte Totalität des Marxismus-Leninismus bzw. der Vorgaben der Machtelite in der SBZ/DDR real nie erreichen. Vor allem private Lebensräume boten Nischen.21 Im Folgenden wird beispielhaft näher auf die Gründe dafür einzugehen sein.


Die Kader-, Entnazifizierungs- und Wiedereingliederungspolitik nach 1945 lag – von den Sowjets abgesehen – maßgeblich in der Hand deutscher Altkommunisten. Sie waren von der Stalinisierung des Kommunismus, der Verfolgung im Nationalsozialismus oder der Emigration geprägt. Ihr psychotisch anmutendes Misstrauen und ihre Kontrollobsessionen sind mit Sicherheit zum großen Teil hierauf zurückzuführen.22 Letztlich ist aber nicht genau bestimmbar, ob und in welchem Maße persönliche Leiden in der NS-Ära zu einer außergewöhnlich feindlichen Haltung von Personalleitern gegenüber ehemaligen NSDAP-Mitgliedern führten. Eine Kaderpolitik mit perfektionistischem Anspruch sollte jedenfalls eine Wiederholung von Vernichtungserfahrungen oder -gefahren unmöglich machen und eine allgemeine Kontrollierbarkeit garantieren. Deshalb wurde auch nach einem strengen Freund-Feind-Schema jede Abweichung von einer einheitlichen Parteilinie als Schwächung der eigenen Reihen und Stärkung des Gegners radikal bekämpft.23 Quantitativ waren Traditionskommunisten für den Staatsapparat, aber auch für die SED unrepräsentativ. Sie stützten ihren Einfluss auf die Macht der Siegernation Sowjetunion sowie auf die antifaschistische Reputation als Gegner und Opfer des NS-Regimes.24 Aufgrund der diktatorischen Herrschaftsordnung und der Abhängigkeit der Kader von der Staatspartei ließen sich die Personalvorstellungen der kommunistischen Machtelite ohne konsensuales Vorgehen oder Rücksicht auf Wähler wie in der bundesrepublikanischen Demokratie verfolgen.25 Das betraf insbesondere die Zusammensetzung der Funktionseliten.26 Das Kadersystem funktionierte trotzdem, weil es Raum für den persönlichen Aufstieg ließ. Es baute außerdem auf Ängsten vor Willkürakten und Zwängen auf, sich mit den realen Lebensbedingungen zu arrangieren, sofern man nicht in den Westen floh.27


Frühzeitig verzichtete die SED-Spitze dabei in erheblichem Maße auf fachliche Effizienz zu Gunsten politisch vorteilhaft erscheinender Mitarbeiter.28 Deren Lebensläufe sollten in erster Linie eine ideologisch „richtige“ Ausrichtung sowie ehrliche Verbundenheit zur Arbeiterklasse und ihrer Partei erkennen lassen.29 Durch die sukzessive Platzierung loyaler Kräfte an wichtige Schaltstellen war unmittelbar ab 1945 zunächst die Macht zu erobern und zu sichern.30 Über die Parteidisziplin erteilte die SED-Führung dann ihre Order zwecks Aufbau einer sozialistischen Gesellschaft.31 Kader bildeten also einen enorm wichtigen Teil des Herrschaftssystems. Denn zumindest vor Ort und im Alltag waren sie es, die nach Stalins bekanntem Diktum „alles entscheiden“.32 Die Kader hatten dabei als „Rädchen“ im „Apparat“, einer nicht zufällig mechanischen Metapher, steuerbar zu sein und wie geplant zu funktionieren.33 Ihre Aufgabe war, als Transmissionsriemen den Willen der Machthaber in alle Bereiche der Gesellschaft hineinzutragen. Aus ideeller Überzeugung sollten sie kämpferisch und mit Hingabe Arbeitsabläufe optimieren, ihre marxistischleninistischen Kenntnisse ständig verbessern und andere Menschen in diesem Sinne anleiten. Hierzu war eine sorgfältige Auswahl und Veredelung des „Menschenmaterials“ notwendig.34 Gleichzeitig galt es, Personen, die in der Verwaltung etc. das System des „Klassenfeindes“ unterstützt hatten und sich der neuen Linie auch nach wiederholten Umerziehungsbemühungen zu verschließen schienen, zu entfernen, damit die alte kapitalistisch-bürgerliche Gesellschaftsordnung nie wieder entstehen konnte.35


Der Begriff „Kader“ bezog sich zu Beginn des zwanzigsten Jahrhunderts eigentlich auf Führungskräfte und Spezialisten, wurde und wird aber auch auf alle anderen Mitarbeiter im Politik-, Staats- und Wirtschaftsbereich ausgeweitet.36 Als Angehörige der Funktionseliten bzw. der Dienstklasse war ihr entscheidendes Merkmal, dass sie in unterschiedlichem Umfang im Auftrag der Machtelite Herrschaft ausübten. Deren Vertrauen genossen sie je nach feststellbarer Gesinnung sowie den fachlichen und organisatorischen Qualitäten.37 Insofern handelte es sich bei den Kadern vor allem in der SBZ und frühen DDR um eine relativ heterogene Gruppe, die aufgrund ihrer eingenommenen oder potenziellen Positionen den gleichen personalpolitischen Richtlinien unterzogen wurden.38 Dabei hielten sich die alten Eliten je nach Branche unterschiedlich lang neben den manchmal so benannten „neuen Menschen“.39


Die Kaderpolitik strebte nach dem gläsernen Menschen, dem auf seine biografische Anatomie hin völlig durchleuchteten Mitarbeiter, über den man alles weiß und der einen daher nicht (in feindlicher Absicht) überraschen kann. Undurchsichtige Elemente waren möglichst zu meiden, um kein Risiko einzugehen. Lebensläufe wurden geradezu nach positiven und negativen Anteilen seziert und einander gegenübergestellt.40 Detaillierte Statistiken zu einzelnen Merkmalen sollten helfen, die politische Zuverlässigkeit berechenbar zu machen.41 In der Kaderpolitik waren biografische Merkmale so wichtig, weil sie der SED vor dem Hintergrund des Klassendenkens Aufschluss über soziale und politische Orientierungen zu geben schienen. Ein intensives Kennenlernen war dazu Voraussetzung. Dabei waren den Betroffenen die jeweiligen Kriterien für die Auswahl und die Karriereverläufe in der DDR nicht in allen Einzelheiten bekannt.42 Sie sollen im Verlauf dieser Arbeit einzeln vorgestellt werden.43 Nach Art einer „Kaderwaage“ wurden die kaderpolitischen Plus- und Minuspunkte einer Biografie gemäß dem Maßstab der anvisierten Arbeitsgebiete und Verwendungsdauer gegeneinander abgewogen. Bestimmte Belastungen durften für sich genommen nicht zu groß ausfallen. Das Gleiche galt für mehrere Negativmerkmale, die in ihrer Kombination zumindest für bestimmte Tätigkeitsbereiche unakzeptabel erschienen. Trotz immer wieder auftauchender Pauschalisierungen sollte diesbezüglich bei ehemaligen Nationalsozialisten eigentlich individuell verfahren und von Fall zu Fall entschieden werden, inwiefern eine Wiedereingliederung möglich war.44 Für ihre Resozialisation in die sich wandelnde Gesellschaft – begrifflich im Grunde ein seltsamer Widerspruch, da der ursprüngliche soziale Rahmen nicht mehr existierte – gewann dabei eine „positive“ Entwicklung nach 1945 gegenüber einer „negativen“ vor Kriegsende im Laufe der Zeit an Bedeutung.45


Marxismus-Leninismus und Kaderpolitik wurden grundsätzlich in allen Positionshöhen und gesellschaftlichen Bereichen wie Staat, Partei, Wirtschaft, Militär etc. angewandt, je nach Bedeutung für die Machtfrage nur in unterschiedlicher Intensität. Dies schloss die Funktionseliten oder die Dienstklasse mit ein. Eine einheitliche, allgemein anerkannte Definition dieser Begriffe fehlt. Der Elitebegriff bereitet bei der Anwendung auf kommunistische Diktaturen Probleme.46 Denn ihrem Selbstverständnis nach waren die Kommunisten als Angehörige der sozial bislang untersten und am meisten benachteiligten proletarischen Schicht, wie in ihren Augen auch die gesamte DDR-Gesellschaft, egalitär.47 „Eliten“ galten dort als überhebliche Oberschicht in einem bürgerlich-kapitalistischen Ausbeutersystem und ein Volk mit Eliten nur als bedingt selbst handlungsfähig.48 Zu antielitären Vorbehalten kam die Ausschaltung bzw. der Exodus zahlreicher Eliten hinzu. Das führt in der Forschung sogar zu der Frage, ob die DDR ein Land ohne Eliten war. Gleichwohl gab es eindeutig elitäre Elemente wie eine verschieden stark ausgeprägte Nähe zur Macht und ein entwickeltes ideologisches Bewusstsein, was die Masse von „antielitären Eliten“ unterschied.49


Unter der sozialistischen Dienstklasse lassen sich im vorliegenden Fall diejenigen Angehörigen des Staatsapparates zusammenfassen, die mehr als rein technische Arbeiten verrichteten und über einen – wenn auch noch so kleinen – inhaltlichen Gestaltungsspielraum verfügten. Innerhalb dieser Gruppe ragten die Funktionseliten als operative Spitze mit einem größeren Maß an Kontroll- und Entscheidungsbefugnissen heraus. Sie bestanden aus Mitarbeitern in strategischen Positionen. Systemstabilisierend setzten die Funktionseliten die politischen Leitlinien, Gesetze und Verordnungen der Machtelite um, die wiederum aus der SED-Spitze und der sowjetischen Besatzungsmacht bestand.50 Wegen der in Grundsatzfragen praktisch fehlenden, aber bei ihrer Realisierung vorhandenen dauerhaften Einflussnahme auf gesellschaftlich bedeutsame Entscheidungen war die Macht der DDR-Funktionseliten ambivalent.51 Dennoch ist die Erforschung ihrer Rolle im Herrschaftssystem eminent wichtig, zumal Untersuchungen der politischen Elite Gefahr laufen, nicht nur das gesellschaftliche Umfeld, in dem die Elite agiert und aus dem sie kommt, sondern auch die organisatorische Umsetzung des Führungswillens in der Gesellschaft zu vernachlässigen.52 Als Resümee lässt sich ziehen: Klassenkampf war gleich Machtkampf, und Machtpolitik war gleich Kaderpolitik.


0.1 Fragestellung


Mit Blick auf die Quellenlage und die angewandte Methodik sei an dieser Stelle auf umfangreiche Darstellungen in der Dissertationsschrift verwiesen.53 Die Ziele dieser wissenschaftlichen Untersuchung sind jedoch vorab unbedingt zu erläutern. Im Weiteren skizziere ich daher zunächst die Fragestellung, die ihr zugrunde liegt. Nach der bedingungslosen Kapitulation des Deutschen Reiches 1945 stand nicht nur die Bundesrepublik, sondern auch die SBZ/DDR vor der Aufgabe, die ehemaligen NS-„Volksgenossen“ in eine systemtreue Bevölkerung zu verwandeln. Hinsichtlich des Staatsapparates kam das Erbe des Berufsbeamtentums hinzu. Nach Beendigung der Entnazifizierung mussten in diesem Zusammenhang Millionen von ehemaligen Mitgliedern der NSDAP und ihrer Gliederungen in die postfaschistische Gesellschaft wiedereingegliedert werden. Wie und mit welchem Ergebnis ging dies unter den Bedingungen einer sich rasch herauskristallisierenden stalinistischen Diktatur vonstatten? Erfolgte tatsächlich eine Reintegration der „passiven“, d.h. der so genannten nominellen NSDAP-Mitglieder in Beruf und Gesellschaft, wie es die Rechtslage und die Verlautbarungen von Spitzenpolitikern offerierten? Blieben demgegenüber „aktive“ Nationalsozialisten weiterhin von wichtigen Funktionen ausgeschlossen? Von vordringlichem Interesse ist, in welchem Ausmaß und unter welchen Konditionen die SED-Führung ihre alten „Erzfeinde“ in Kernbereiche des Herrschaftssystems vorrücken ließ.54


Aus der Beantwortung dieser Fragen für die höchsten Staatsorgane erhoffe ich mir auch verallgemeinerbare Rückschlüsse für andere Sektoren als die Verwaltung sowie für die ostdeutsche Gesamtbevölkerung.55 Die Analyse dieser Vorgänge geschieht schließlich vor dem Hintergrund der Formierung von Politik, Wirtschaft und Gesellschaft in der gesamten SBZ/DDR, nur eben mit Fokus auf die Eliten. Wie sah dabei das Mischungsverhältnis der „alten“ und der „neuen“ Eliten in der Regierung aus? Inwiefern zirkulierten sie oder reproduzierten sich?56 Welche Reibungspunkte offenbarte der Synchronismus von Kontinuität und Wandel in der Transformationsphase vom NS-Regime zur DDR? Gemeint sind unter anderem Konflikte mit den Opfern des Nationalsozialismus und der SED-Basis, die eine Politik der Reintegration NS-Belasteter auslöste.57 Gab es unbeabsichtigte Entwicklungen und Widerstände? Inwiefern besaß die Heranziehung nationalsozialistisch belasteter Funktionseliten lediglich einen Übergangscharakter? In welchem Maße gehörten frühere Mitglieder der NSDAP und anderer kompromittierter Organisationen dauerhaft zur „neuen“ Intelligenz, deren Herausbildung in der DDR-Staatsverwaltung bislang kaum erforscht wurde?58


Grundlegend für die Beantwortung dieser Fragen ist das Spannungsverhältnis zwischen politischen Säuberungswünschen einerseits sowie ökonomischen und verwaltungstechnischen Sachzwängen andererseits, also die Differenz zwischen Prinzipien und Pragmatismus. Über die Verteilung der Personalressourcen verfügte im Wesentlichen die SED, auch gegen den Willen breiter Bevölkerungsschichten. In diesem Zusammenhang spreche ich von „Kaderverantwortlichen“. Dahinter verbergen sich verschiedene Personalleiter und Kontrollgremien im Partei- und Staatsapparat sowie bei der sowjetischen Besatzungsmacht, die die Kaderpolitik in teilweise hierarchischer Ordnung beaufsichtigten. Die Pgs. hingegen hatten nur wenig in der Hand. Sie besaßen nicht die Macht des freien Urnengangs oder der juristischen Prozessführung, wie es in einem Rechtsstaat üblich ist. Außerdem verloren sie einen Großteil ihrer alten Förderer in der Verwaltung, Politik, Wirtschaft und Justiz. Wo lag nun angesichts dessen die Schnittstelle: Welche Personen galten als integrationsfähig und welche nicht? Über welche Handlungsspielräume verfügten Staat und Partei im Rahmen ihrer Machtausweitung? Letzteres ist aus Sicht der früheren Nationalsozialisten ebenfalls unter die Lupe zu nehmen. Welche Motive bewegten sie, sich den Kommunisten anzudienen und sich unter dem Banner von Hammer und Zirkel für den Aufbau der neuen „antifaschistischdemokratischen Ordnung“ einzusetzen?59 Inwiefern gab es Biografiefälscher, die ihre wahre NS-Vergangenheit verheimlichten, und welche Konsequenzen drohten ihnen? Unzureichend erforscht ist außerdem die Verwendung realer oder vermeintlicher NS-Belastungen gegen politische Gegner der SED.60


Von entscheidender Bedeutung für die Wiedereingliederung NS-belasteter Personen in den zentralen Staatsapparat war die Kaderpolitik. Das Menschen- und Weltbild, das hinter ihr stand, ist der Schlüssel zum Verständnis der immer wieder auftauchenden Phänomene, dass Stützen des NS-Regimes in der DDR die Chance zu einer zweiten Karriere erhielten. Aus diesem Grund widme ich der Systematik der Kaderpolitik in all ihren Einzelheiten größte Aufmerksamkeit. Wie war dieser Schaltplan geordnet und was war die antreibende Kraft, die ihn mit Leben füllte? Hierzu gehört eine möglichst genaue Rekonstruktion kaderpolitischer Merkmale sozialer und politischer Art. Gab es zum Beispiel Karrieremuster unter den ehemaligen Parteigenossen der NSDAP, die zeitgenössisch auch einfach „Pgs.“ hießen? Welche Eigenschaften brachten sie mit sich, die für eine Arbeit in den Regierungsdienststellen qualifizierten? Welche politisch-ideologischen Einstellungen und Wandlungen kamen vor? Was geschah mit den nicht Anpassungsfähigen und –willigen?61 Spielte ein Hang zum Totalitären, wie er für Nationalsozialismus und Kommunismus gleichermaßen markant war, eine Rolle oder gab es mit der kommunistischen Machtelite mehr Trennendes als Verbindendes?62 Zurecht weisen Historiker darauf hin, dass eine Erforschung früher DDR-Eliten nicht ohne Berücksichtigung der Zeit vor dem Ende des NS-Regimes zu bewerkstelligen ist.63 Daher sind sämtliche Aspekte nach Möglichkeit über die Zäsuren 1918, 1933 und 1945 hinweg zu verfolgen. Aus Kapazitätsgründen werden die im engeren Sinne politischen Erfahrungen und Verhaltensweisen ehemaliger Nationalsozialisten aus der Zeit vor 1945 in der hier vorliegenden gekürzten Ausgabe jedoch nicht dargestellt, das Gleiche gilt für zahlreiche grafische Abbildungen der im Text erläuterten statistischen Erhebungen, darüber hinaus für vier umfangreichere individuelle Beispiele zu hohen Staatsfunktionären und zusammenfassende Kurzbiografien zu weiteren in der Untersuchung erwähnten NS-belasteten Kadern; es sei hier auf die entsprechenden Ausführungen in der Dissertation verwiesen.64


Alle kaderpolitischen Detailbeschreibungen sollen zum Versuch einer Merkmal- und Typenbildung führen. Wie homogen oder heterogen war die Gruppe der im Staatsapparat tätigen NS-Belasteten im Vergleich zur übrigen Dienstklasse? Der Umgang mit der Vergangenheit durch die ehemaligen Nationalsozialisten, die SED und andere ist in diesem Zusammenhang zu umreißen, natürlich unter Berücksichtigung des jeweiligen Erkenntnishorizontes. Darüber hinaus ist zu ergründen, ob und wie sich die Ansprüche an die Biografie der Mitarbeiter des zentralen ostdeutschen Verwaltungsapparates veränderten. Zu beachten ist hierbei der Einfluss außen- und innenpolitischer Rahmenbedingungen auf die Personalpolitik. Andererseits steht die Frage im Raum, ob die Kader- und Reintegrationspolitik, so wie sie sich ereignete, die DDR festigte oder eher destabilisierte. So gut es geht, sollen dabei neben den Eliten die Erfahrungen des Volkes und die Kontinuität der Gesellschaft Beachtung finden, um so die Voraussetzungen, auf die das SED-Regime stieß, zu erhellen.65 All diese Facetten führen schließlich zur Neubewertung des antifaschistischen Gründungskonsens´ der DDR, eines Staates, der die restlose Überwindung des nationalsozialistischen Erbes propagierte. In welchem Maße sind Korrekturen an diesem Bild vorzunehmen?66 Welche Lehren lassen sich schließlich mit Blick auf andere Transformationsprozesse ziehen? Egal ob dies vergangene, gegenwärtige oder kommende betrifft – wie wandeln sich Menschen und wie erneuern sich Gesellschaften?


0.2 Forschungsstand


Seit Dezember 2003, dem Redaktionsschluss der Dissertationsauflage dieses Buches, hat es einige Forschungsarbeiten gegeben, die den Themenkomplex der Integration von NS-Belasteten nach 1945 in Deutschland bzw. speziell in der DDR aufgreifen.67 Von diesen hat die Studie der Unabhängigen Historikerkommission des Bundesaußenministeriums „Das Amt und die Vergangenheit“, an der ich in bescheidenem Maße mitarbeiten durfte, das größte Medienecho hervorgerufen. Sie beschreibt die Geschichte des Auswärtigen Dienstes im Nationalsozialismus, den Umgang mit dieser Vergangenheit nach Wiedergründung des Auswärtigen Amtes 1951 und die Frage personeller Kontinuität bzw. Diskontinuität nach 1945. Leider hat die Kommission in ihrem Buch bei der Personalpolitik auf einen Vergleich mit dem Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten der DDR verzichtet. Ein solcher Vergleich mag für die Beantwortung der vorgegebenen Fragestellungen nicht unbedingt erforderlich gewesen sein. Als echtes Defizit erscheint jedoch, dass die Rolle des Ministeriums für Staatssicherheit bis auf den Aspekt der Veröffentlichung diverser „Braunbücher“ über westdeutsche Funktionsträger in Staat und Gesellschaft komplett ausgeblendet wird. Heikle Fragen nach dem Wissen des MfS über die NS-Belastung bundesdeutscher Diplomaten und nach dem Gebrauch dieses Wissens bei der Verfolgung ostdeutscher Interessen bleiben deshalb offen.68


Mit Blick auf das ostdeutsche Gegenstück zum Auswärtigen Amt haben eigene Recherchen ergeben, dass der Anteil der den Kaderabteilungen bekannten ehemaligen NSDAP-Mitglieder am Verwaltungspersonal des DDR-Außenministeriums (ohne technische Kräfte) im Dezember 1949 bei null lag. Im Februar 1950 erreichte ihr Wert kurzzeitig 5,1%, sank dann wieder und schwankte ab Juni 1951 bis Dezember 1957 zwischen Null und knapp über 1% (absolut: höchstens acht Personen pro Erhebungszeitpunkt).69 Darüber hinaus ist das Bekanntwerden einer verheimlichten NSDAP-Mitgliedschaft im Fall einer jungen Angestellten belegt, die umgehend aus dem Ministerium ausschied.70 Bei den Auslandsvertretungen lag der NSDAP-Anteil an den Verwaltungsangestellten 1956-1958 bei höchstens 2,8% (entspricht maximal acht Pgs. absolut) und war also ähnlich niedrig.71 Der Anteil ehemaliger Wehrmachtsoffiziere im DDR-Außenministerium sank in den Jahren 1951 bis 1956 von 2,6% auf 0,7% (ohne technisches Personal). Eine durchgängige Bezifferung des Anteils früherer Beamten bis Ende der fünfziger Jahre ist wegen häufig wechselnder Erhebungskategorien schwierig. Er lag jedoch – egal, ob mit oder ohne technische Kräfte – bezüglich der Verwaltungsangestellten meist bei weniger als 1%, selbst die „Spitzenwerte“ rangierten bei unter 2%.72 Auf die Erläuterung weiterer kaderpolitischer Merkmale der NS-Belasteten bzw. derer im MfAA, die die SED wie frühere Offiziere und Beamte zu den Ausführenden der NS-Politik zählte, wird an dieser Stelle aus Kapazitätsgründen verzichtet. Die vorstehenden Angaben unterstreichen aber bereits den radikalen Bruch der DDR mit Angehörigen der NS-Dienstklasse, insbesondere dem diplomatischen Corps des Reichsaußenministeriums, deren Mitglieder in zahlreichen Fällen im neuen Auswärtigen Amt in Bonn weiterwirkten. Passend hierzu fanden sich im Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten vom Anfang des Jahres 1950 abgesehen (Hauptabteilungsleiter Bernhard Mutius, persönlicher Referent von Minister Dertinger) bis 1954 die ohnehin selten vertretenen ehemaligen NSDAP-Mitglieder nur in den unteren und mittleren Segmenten der Verwaltungsangestellten, d.h. bis hinauf zum Referenten und Oberreferenten, darüber hinaus bei den technischen Kräften. Erst ab 1955 drangen die ersten 1-2 Pgs. wieder in die Gruppe der leitenden Angestellten vor.73 Das Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten gehörte also zu denjenigen Ressorts, in denen besonders hohe kaderpolitische Ansprüche galten. Die Repräsentanten der DDR im Ausland sollten selbst im Vergleich zu anderen DDR-Ministerien auf überdurchschnittliche Weise einen Schnitt mit der faschistischen Vergangenheit Deutschlands verkörpern. Ein weiterer Beleg hierfür ist, dass das MfAA zum 1.12.1949 das einzige Ministerium war, das nicht nur keine ehemaligen NSDAP-, SA- und SS-Mitglieder beschäftigte, sondern auch keine Angehörigen irgendwelcher anderer NS-Organisationen, ja nicht einmal Mitglieder der HJ.74


Die DDR-Forschung hat in jüngster Zeit die Frage personeller Kontinuitäten von NS-Belasteten vor allem mit Blick auf lokale und regionale SED-Parteifunktionäre sowie am Beispiel des Führungspersonals diverser Wirtschaftsbetriebe untersucht. So haben sich Heinrich Best, Axel Salheiser und Sandra Meenzen mit SED-Funktionären in Thüringen befasst, die vor 1945 der NSDAP angehört hatten.75 Bemerkenswert ist dabei hinsichtlich der untersuchten 263 Ersten und Zweiten Bezirks- und Kreissekretäre der SED, dass 36 der NSDAP angehört hatten und dass – mit einer einzigen Ausnahme – deren Mitgliedschaft zur Nazi-Partei in internen SED-Unterlagen nicht auftaucht. Es handelte sich also im großen Stil um Biografiemanipulationen. Im Unterschied zur DDR-Staatsverwaltung fällt in diesem rein politischen Sektor der Anteil an Pgs. auf, die besonders jung waren (der ganz überwiegende Teil wurde in den zwanziger Jahren geboren und kam offenkundig aus der HJ zur NSDAP).76 Dies passt zu der Beobachtung, dass die SED als mutmaßlich ideologisch leichter erziehbares Rekrutierungsreservoir vor allem junge Menschen im Blick hatte. Demgegenüber wiesen alte Fachkräfte in der Staatsverwaltung wegen ihrer Berufskompetenz, die sie sich durch langjährige Praxis erworben hatten, ein überdurchschnittlich hohes Alter auf.77 Diese Merkmale wiederum hatten Auswirkungen auf den Grad der Verantwortlichkeit für das eigene politische Handeln und die Umstände der NSDAP-Mitgliedschaft, die die Kaderverantwortlichen mit anderen Kaderkriterien abwogen.


Axel Salheiser, Armin Müller, Dietmar Remy und weitere Historiker haben sich außerdem mit (Dis-)Kontinuitäten ehemaliger Nationalsozialisten in den Leitungen von DDR-Wirtschaftsbetrieben befasst. Müller stellt bei neun großen Unternehmen eine Häufung von Entlassungen solcher Geschäftsführer, Vorstände und Eigentümer, die NSDAP-Mitglied waren, relativ rasch in der SBZ-Phase fest. Die „Brückenfunktion“ hin zum Typ des sozialistischen Managers aus der neuen Intelligenz wurde entweder zunächst von Managern ausgefüllt, die bei Kriegsende betriebsintern in ähnlichen Funktionen wie die Vorgenannten standen, aber keine Pgs. waren, bzw. spätestens ab 1948 durch andere Leiter aus der Gruppe der alten Intelligenz, die ebenfalls nicht der NSDAP angehörten. Letztere schieden dann in der Regel erst Ende der 1950er Jahre aus. Es handelte sich also in diesen Wirtschaftsbetrieben mit Blick auf alte Fachkräfte in Führungspositionen nicht um einen schnellen und radikalen, sondern um einen länger andauernden Elitenwechsel. Das Austauschtempo in den obersten Hierarchien war damit deutlich langsamer als in den DDR-Regierungsdienststellen.78 Dies unterstreicht die Feststellung, dass die Machtelite auf umso strengere „Personalsauberkeit“ achtete, je wichtiger Institutionen macht- und sicherheitspolitisch waren. Wirtschaftsbetriebe gehörten hier zu den als sekundär eingestuften Einrichtungen.


Unterschiedliche Einschätzungen innerhalb der Forschung bestehen vor allem bei zwei Gesichtspunkten: zum einen bei der Frage der Aussagekraft und Zuverlässigkeit DDR-intern erstellter Personalstatistiken; zum anderen in Hinblick auf die These vom „gemeinsamen Beschweigen“ einer NS-Vergangenheit durch den Betroffenen selbst sowie durch den oder die zuständigen SED-Verantwortlichen. So vertritt Sandra Meenzen die These, dass die SED eine NSDAP-Zugehörigkeit bei vielen Thüringer SED-Parteisekretären zwar gewusst, aber nicht in den Kaderakten vermerkt habe. Sie führt an, dass die hohe Zahl der Fragebogenfälscher, die ihre NSDAP-Mitgliedschaft verborgen hatten, in dieser Funktionärsgruppe anders nicht erklärbar sei. In diesem Sinne schreibt auch Axel Salheiser mit Blick auf den laut ZKDS bei Null liegenden Anteil ehemaliger Pgs. bei Kombinatsdirektoren, dass es verbreiteter Praxis entsprochen habe, dass die Kaderabteilungen eine NSDAP-Zugehörigkeit von Funktionsträgern trotz besseren Wissens nicht in den Zentralen Kaderdatenspeicher eingegeben hätten. Zur Begründung nennt Salheiser, es habe eine Gefahr bestanden, dass sonst bei Bekanntwerden der genauen Integrationsausmaße ein Rückschlag für die antifaschistische Propaganda der DDR zu erwarten gewesen sei. Außerdem hätte in einem solchen Fall die Autorität der Kader gegenüber unterstellten Mitarbeitern in den Betrieben Schaden nehmen können.79 Unklar bleibt hierbei die Frage, wie realistisch es war, dass die Öffentlichkeit oder einfache Betriebskollegen die entsprechenden Dokumente hätten in die Hände bekommen können.


Die von Sandra Meenzen genannten Quellenfunde, die angeblich ein gemeinsames Beschweigen belegen, scheinen mir zum einen zahlenmäßig wenige zu sein. Zum anderen beziehen sie sich nur auf extrem kurze Aussagen Beteiligter, die sich im jeweiligen Fall auch anders interpretieren lassen. Bemerkenswert bleibt gleichwohl der hohe Prozentsatz an Fragebogenfälschern unter den Thüringer SED-Sekretären, die zuvor Pg. waren. Mein Erklärungsansatz für dieses Phänomen ist, dass bei den hauptamtlichen Parteifunktionären eine besonders strenge Kaderpolitik Anwendung fand – und ehemalige Pgs. daher von vornherein nur geringe Chancen hatten, in diese Gruppe aufzusteigen. Wer trotzdem eine solche Parteikarriere anstrebte, hat eine frühere NSDAP-Mitgliedschaft besser verheimlicht. Mit Blick auf die Kombinatsdirektoren führt auch Axel Salheiser nichts an, was über eine Vermutung bzw. Interpretation hinausgeht. Die Abwesenheit ehemaliger Pgs. in dieser einen von mehreren im ZKDS erfassten Kadergruppen scheint mir eher Ausdruck des Bestrebens der SED zu sein, die Führungsposten besonders wichtiger Einrichtungen mit überdurchschnittlich vertrauenswürdigen Kadern zu besetzen. Um die Fähigkeiten von Fachleuten mit politisch zwiespältigem Hintergrund zu nutzen, wurden diese meist in der unteren Führungsebene oder in mittleren Positionen eingesetzt, wie das bei den Fachdirektoren der Kombinate zutraf. In unteren Hierarchie-Stufen finden sich laut Salheiser demgegenüber vergleichsweise wenige frühere Pgs. Das ist meines Erachtens nicht mit unterschiedlicher Kodierungspraxis zu erklären, sondern damit, dass auf unteren Posten belastete Kräfte leichter durch unbelastete zu ersetzen waren als in darüber rangierenden Personalsegmenten.80 Um die skizzierten Thesen zu überprüfen, sind letztlich weitere Studien zu den Wirtschaftskadern (in den Kombinaten) und zu SED-Funktionären in anderen DDR-Bezirken unter stärkerer Heranziehung von BStU-Unterlagen erforderlich.


Aufgrund dieser Ausführungen überzeugen mich die Thesen vom gemeinsamen Beschweigen einer NSDAP-Mitgliedschaft durch Kader und Kaderleiter sowie von der internen Manipulation der Kaderstatistiken nicht. Ich halte in beiden Punkten andere Erklärungen für wahrscheinlicher. Während meiner mehrjährigen Recherchen zum zentralen Staatsapparat ist mir kein einziger Fall bekannt geworden, bei dem ein Kaderleiter eine ihm bekannte NSDAP-Zugehörigkeit eines Mitarbeiters nicht auch aktenkundig gemacht hätte. Jedenfalls habe ich keine Quelle gefunden, die das Szenario eines gemeinsamen Beschweigens durch Personalverantwortliche und dem betroffenen Kader wörtlich beschreibt – und andere Forscher meines Wissens nach auch nicht. Nach meinen Erfahrungen haben die Kaderabteilungen in der DDR und ganz besonders das MfS bei ehemaligen Nationalsozialisten vielmehr alles dafür getan, jede kaderrelevante Information schriftlich niederzulegen. Wenn man einem Pg. wohlgesonnen war, hat man ihm eine positive Beurteilung gegeben, aber seinen biografischen Makel nicht unterschlagen. Die Gefahr für Kaderleiter oder andere SED-Funktionäre, von der Parteiführung oder der DDR-Staatssicherheit im Falle einer gemeinschaftlichen Verheimlichung von NS-Belastungen verfolgt zu werden und Strafen zu erhalten, war dann doch zu groß.81


Außerdem waren zu viele verschiedene Personen und Einrichtungen mit ein und derselben Personalie befasst, als dass sich eine NSDAP-Mitgliedschaft mit guter Aussicht auf Erfolg gegenüber höheren Personalstellen hätte verbergen lassen können. Sehr oft wusste der eine Personalverantwortliche nichts von den Erkenntnissen des anderen und am Ende liefen alle Fäden beim MfS zusammen. Hätte ein Kaderleiter versucht zu verheimlichen, was andere Personalstellen und der Staatssicherheitsdienst längst wussten, wäre er in erhebliche Erklärungsnot geraten. Die SED forderte Ehrlichkeit gegenüber der Partei. Sie wollte den gläsernen Kader und lenkbare Apparate, schon allein um Pg.-Konzentrationen zu vermeiden sowie westaffine Sabotage- und Spionagetätigkeiten faschistoider Elemente auszuschließen. Deshalb war es für sie wichtig, dass die Kaderleiter, die in der Regel aus den Reihen besonders zuverlässiger Kommunisten stammten, intern nur solche Kaderunterlagen anfertigten, die den tatsächlichen Kenntnisstand der Personalverantwortlichen wiedergaben. Das ändert nichts daran, dass das MfS oft mehr über eine NS-Vergangenheit wusste als die Kaderabteilung vor Ort. Die „normalen“ Kollegen wurden sowieso nicht über Biografien ihrer Mitarbeiter eingeweiht. Darüber hinaus war das Überprüfungsnetz der Stasi und SED oft lückenhaft und viele Fragebogenfälscher wurden erst spät oder gar nicht erkannt.82


Im Rahmen der Forschungen zum Komplex der Strafverfolgung von NS-Verbrechern in der DDR ist vor allem die Arbeit von Henry Leide zu nennen. Er resümiert, dass viele NS-Verbrechen ungesühnt blieben, wenn es dem SED-Regime im Systemkampf mit dem Westen opportun erschien. Diese Maßgabe bestimmte den Umgang mit Rechtshilfeersuchen aus dem Westen sowie aus Ostblockstaaten, die (Nicht-)Eröffnung offizieller Ermittlungsverfahren, die Amnestierung von NS-Tätern im Zuge der Entstalinisierung, die Anwerbung von NS-Belasteten als Informanten und Agenten in Ost und West oder die Propagandakampagnen gegen westdeutsche Funktionsträger. Hinsichtlich geheimdienstlicher Tätigkeiten waren die Ergebnisse allerdings „eher durchwachsen“, wie Leide feststellt. So sei die Kooperation der Angeworbenen von Selbstschutz bestimmt gewesen, zu den einstigen Eliten des „Dritten Reiches“ seien sie in der Regel nicht vorgedrungen oder hätten über sie nur spärliche Informationen geliefert. Gerichtsprozesse gegen DDR-Bürger seien nur eingeleitet wurden, wenn die Tatschwere eine lebenslängliche oder Todesstrafe praktisch garantierte. Im Ergebnis ließ sich so die Anzahl der Verurteilungen auf einige wenige, schnell abgeurteilte Fälle reduzieren, um das Bild vom konsequenten Antifaschismus in der DDR zu stützen. Leide wie auch Jens Gieseke konstatieren, dass dieser Umgang mit dem nationalsozialistischen Erbe eine systematische Aufarbeitung der Vergangenheit in der DDR blockiert habe. Die unmittelbare Verantwortung für die NS-Verbrechen sei in die Bundesrepublik abgeschoben worden. Die verdeckte Integrationspolitik, die Loyalität gegenüber der SED voraussetzte, habe den eigenen Anspruch auf antifaschistische Konsequenz und damit eine wesentliche Machtlegitimation der SED konterkariert.83 In diesem Sinne drehen sich noch eine Reihe weiterer Beiträge um die Kompatibilität des zunehmend besser beschreibbaren Ausmaßes der Integration von ehemaligen Nationalsozialisten mit dem antifaschistischen Selbstverständnis der DDR.84


Nicht nur für den Bereich der personellen Kontinuitäten ehemaliger Nationalsozialisten in der DDR, sondern auch für diejenigen in der Bundesrepublik sind jüngere Forschungen zum Mitgliedschaftswesen der NSDAP zu nennen. Eine Reihe von Wolfgang Benz herausgegebenen Beiträgen bestätigt ältere Forschungsergebnisse, wonach grundsätzlich niemand ohne persönliche Mitwirkung und Wissen der NSDAP beitreten konnte. Auch die Gültigkeit der Parteizugehörigkeit der 1944 von der Hitlerjugend kommenden Neumitglieder wird bejaht. Gleichwohl mögen manche Autoren in einzelnen Fällen Abweichungen vom Standardprozedere des Aufnahmeverfahrens nicht ganz ausschließen. Sie stützen sich hierbei z.B. auf die häufig überlastete Mitgliederverwaltung, auf Fehler durch örtliche Hoheitsträger, die Auswirkungen der Aufnahmesperren oder auf die Wirren der letzten Kriegsmonate.85


Im Weiteren sind die Neuauflagen des „Braunbuch DDR“ von Olaf Kappelt und die erweiterte Ausgabe des Buches „Nazis in der DDR“ von Detlef Joseph mit dem Titel „Hammer, Zirkel, Hakenkreuz“ zu nennen. Beide Arbeiten haben sich jedoch sowohl in der Methodik als auch in der einseitigen Beurteilungsweise im Geiste der Diskreditierungs- bzw. Rechtfertigungspraktiken mit Blick auf den politischen Gegner im Kalten Krieg praktisch nicht verändert, so dass ich meine bereits früher geäußerte Kritik an ihnen aufrechterhalte.86 Leider beinhalten auch gängige Personenlexika nach wie vor eine Reihe von falschen oder irreführenden Inhalten zu den Biografien NS-belasteter DDR-Kader. So berücksichtigt etwa die Neuauflage von „Wer war wer in der DDR?“ in keiner Weise die Ergebnisse meiner Dissertation über leitende Staatsfunktionäre.87 Als eigene jüngere Publikation ist abschließend auf einen Artikel in einer Ausgabe der Zeitschrift „Historical Social Research / Historische Sozialforschung“ mit dem Schwerpunkt „Integration oder Ausgrenzung: ehemalige Nationalsozialisten in der DDR“ hinzuweisen. Er stellt die Ergebnisse der diesem Buch zugrunde liegenden Doktorarbeit in leicht überarbeiteter Form dar.88


Resümierend ist festzuhalten, dass die Geschichte nationalsozialistisch belasteter Personen in der DDR weiterhin das Interesse der Forschung auf sich zieht. Nachdem immer mehr Fallstudien vorliegen, die meines Erachtens noch stärker auf die Systematik der Kaderpolitik eingehen sollten, gewinnt dabei zunehmend die Frage nach den Auswirkungen auf das antifaschistische Selbstverständnis der DDR an Bedeutung und Beachtung. Auch hier sind aber noch erhebliche Potenziale zu verzeichnen.
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1 Vorgeschichte sowie gesellschaftliche und institutionelle Rahmenbedingungen


Die folgenden Kapitel behandeln Voraussetzungen, die für den Untersuchungsgegenstand grundlegend sind. Sie beziehen sich auf die Gesamtbevölkerung wie auch auf die Institution der Deutschen Wirtschaftskommission bzw. der DDR-Regierung. Dazu gehört die Theorie der Gesetze und Richtlinien, die dann mit der realen Umsetzung kontrastiert wird. Von besonderem Interesse ist hierbei die Phase der Entnazifizierung, nach deren Abschluss weitere Säuberungen folgten. Dies schließt einen genaueren Blick auf die sozialen Konflikte ein, die sich aus der Ausgrenzung ehemaliger Nationalsozialisten ergaben.


1.1 Entnazifizierung und Säuberung, Gesetze und Richtlinien


Die Grundlagen der Bestrafung und personellen Bereinigung Deutschlands von Nationalsozialisten und ihren Zuträgern gingen auf die Außenministerkonferenz in Moskau 1943, das Treffen von Roosevelt, Stalin und Churchill im selben Jahr in Teheran sowie die Beschlüsse von Jalta und Potsdam 1945 zurück.89 Erklärtermaßen galt es, den deutschen Militarismus und Nazismus zu zerstören und sicherzustellen, dass Deutschland nie wieder in der Lage sein werde, den Weltfrieden zu stören. In der deutschen Nachkriegsverwaltung waren demnach alle nazistischen Staatsbediensteten zu entfernen und durch demokratische Kräfte zu ersetzen. Es sollte sich bald herausstellen, dass die Westmächte und die Sowjetunion verschiedene Faschismus- und Demokratiebegriffe propagierten.90 Die Alliierten unterschieden davon unabhängig frühzeitig zwischen Kriegsverbrechern und aktivistischen Nationalsozialisten einerseits sowie den Mitläufern und der schweigenden Mehrheit des deutschen Volkes andererseits. Nach der deutschen Kapitulation übernahmen die Siegermächte offiziell die oberste Regierungsgewalt in Deutschland. Für die Entnazifizierung von Bedeutung waren die Aufteilung des Landes in vier Besatzungszonen und die Bestimmung, dass die einzelnen Befehlshaber in ihren Zonen die Entscheidungshoheit ausübten. Berlin erhielt einen Sonderstatus und wurde analog in vier Sektoren aufgeteilt.91 Dieses Prinzip begünstigte eine uneinheitliche Durchführung der politischen Säuberung.


Auch die KPD/SED und der Block der Parteien in der sowjetischen Besatzungszone sprachen sich ab 1945 bei verschiedenen Gelegenheiten dafür aus, zwischen der Masse der ehemaligen NSDAP-Mitglieder, die nach einer Umerziehung wiedereingegliedert werden sollten, und den für Faschismus und Krieg verantwortlichen Naziverbrechern zu trennen. Als aktivistisch galt, wer in der NSDAP oder einer anderen NS-Organisation ein Amt mit politischer Verantwortung bekleidet oder sich anderweitig als Träger der NS-Politik betätigt hatte. Die übrigen „nominellen“ NSDAP-Mitglieder sollten nach Meinung der deutschen Parteien von einer Bestrafung ausgenommen und als Staatsbürger anerkannt werden. Dabei sprachen sie die Erwartung aus, dass die Pgs. mit ihrer politischen Vergangenheit vollkommen brechen und sich tatkräftig am Wiederaufbau beteiligen. Sie sollten jedoch in öffentlichen Verwaltungen und Betrieben nur dann eine Beschäftigung finden, wenn andere Bewerber gleicher Eignung nicht vorhanden waren.92


Die Entnazifizierung auf dem Gebiet der SBZ verlief in den ersten Wochen nach Einmarsch der Besatzungstruppen zunächst spontan und improvisiert. Örtliche Militärkommandeure bedienten sich dabei neu entstandener deutscher Antifa-Ausschüsse. In Zusammenarbeit mit ihnen wurden von April 1945 bis zur Einsetzung der Landes- und Provinzialverwaltungen im Juli 1945 erste Säuberungsmaßnahmen vorgenommen, besonders bei Schlüsselpositionen.93 Dieser Phase folgte eine Reihe von verschiedenen Ländergesetzen und –verordnungen. Die Bedeutung der bestehenden Säuberungsausschüsse ging zugunsten der Landesinnenministerien zurück. Auch die Länder standen aber natürlich weiterhin unter der Aufsicht der sowjetischen Militärregierung, die das letzte Wort hatte.94 Allerdings besaß die SMAD keine eigenen, über die eingangs erklärten Grundsätze hinausgehenden elaborierten Entnazifizierungsrichtlinien. Daher sollten die Länder entsprechende Bestimmungen erarbeiten.95 Nicht alle unterschieden anschließend gleichermaßen zwischen aktiven und nominellen NSDAP-Mitgliedern. Am strengsten verfuhren Mecklenburg und Brandenburg. Am tolerantesten gebar sich Thüringen. Dort wie auch in Sachsen und Sachsen-Anhalt fanden Belastungskataloge Anwendung, die sich weitgehend auf Eintrittsdaten, Ämter und Funktionen stützten. Sie ermöglichten mal mehr, mal weniger eine Weiterbeschäftigung und eine Abstufung von Bestrafungen.96 Trotz aller Schwierigkeiten, zwischen aktiv und nominell zu trennen, erhielt der Großteil der ehemaligen Pgs. im öffentlichen Dienst bis zu dieser Zeit die Entlassung, vor allem im Fall leitender Funktionen.97 Der größte Teil des Verwaltungspersonals wurde dennoch übernommen.98 Gleichzeitig führten Fachkräftemangel und Versorgungsnöte zu Umgehungen der Entlassungsbestimmungen und zumindest zu temporären Weiterbeschäftigungen.99 Die Länder verabschiedeten darüber hinaus per Gesetz eine Jugendamnestie. Sie gestand all denen, die nach dem 1. Januar 1919 geboren waren und der NSDAP oder ihren Gliederungen nur nominell angehört hatten, die vollen staatsbürgerlichen Rechte zu. Entnazifizierungsverfahren waren bei diesem Personenkreis nicht mehr anzuwenden. Bestimmte Berufe blieben ihnen jedoch trotzdem vorenthalten. Die Jugendamnestie begründete keine Ausnahmen von den späteren SMAD-Befehlen 201, 204 und 35 sowie den Gleichstellungsgesetzen.100


Neben der Verfolgung der hauptverantwortlichen NS-Täter mit Hilfe des Kontrollratsgesetzes Nr. 10 und der Kontrollratsdirektive 38 erlangte schließlich die Direktive 24 besondere Bedeutung.101 Sie trug das Datum vom 12. Januar 1946, wurde aber in der SBZ erst Monate später bekannt und kam dort etwa ab Dezember 1946 zoneneinheitlich voll zum Tragen.102 Mit der Direktive 24 beschlossen die Siegermächte erstmalig eine für ganz Deutschland geltende, sehr detail- und definitionsreiche Entnazifizierungsrichtlinie. Sie bezog sich neben den aktivistischen auch auf die Masse derjenigen NS-Belasteten, die gemeinhin als Nominelle angesehen wurden. Betroffen waren Unterstützer, Angehörige und Funktionsträger der NSDAP, von NS-Organisationen, der Justiz und Wirtschaft sowie des Staatsapparates. Die zwangsläufig oder nach Ermessen zu verhängenden Entlassungen und Ausschlüsse waren nach Organen, Positionshöhen, Zugehörigkeitszeiten und Aktivitäten in der NS-Ära gestaffelt. Im Vergleich zu den bis dato maßgeblichen Länderregelungen in der SBZ ging mit der Direktive 24 eine Verschärfung der Säuberungsbestimmungen einher.103 Ihre Anwendung in der SBZ wurde wahrscheinlich aus innenpolitischen Gründen verzögert, weil die Ausweitung des Betroffenenkreises zu vermehrten Spannungen führte. Sie kam dann aber aus außenpolitischen Gründen doch noch zur Ausführung. So konnten die Sowjets im März 1947 gestärkt in die Moskauer Außenministerkonferenz gehen. Denn sie boten den Westalliierten weniger Angriffsfläche wegen einer vermeintlich zu nachlässigen Säuberung.104 Tatsächlich wollte die SMAD der sich abzeichnenden Tendenz zur Wiedereinstellung von Pgs. entgegentreten. In der Praxis kam es allerdings erneut zu Unklarheiten und unterschiedlichen Auslegungen der Direktive 24.105


Die Entnazifizierung in (Ost-)Berlin vollzog sich aufgrund des besonderen Status der Stadt etwas anders als in der SBZ. Eine Verfügung Marschall Shukows vom 30. Juni 1945 verschärfte dort die begonnene Entnazifizierung. Sie beinhaltete, alle NSDAP-Mitglieder ausnahmslos und umgehend aus den Diensten des Berliner Magistrats zu entlassen. Für Personalfragen waren beim Magistrat, wie fast überall in wichtigen Organen der SBZ/DDR, politisch zuverlässige KPD/SED-Mitglieder zuständig. Für ehemalige Pgs. bestand eine Pflicht zur Registrierung und zu Sonderarbeitseinsätzen. Zur Umsetzung der Direktive 24 erließ die Alliierte Kommandantur die Anordnung Nr. 101a vom 26. Februar 1946. Sie sah ein System aus diversen Entnazifizierungs- und Berufungskommissionen vor, die sich aus Deutschen mit antifaschistischer Reputation zusammensetzten. Das letzte Wort lag in den einzelnen Stadtsektoren bei der jeweiligen Besatzungsmacht.106 Bis zum 30. September 1947 lag die Quote der Antragsbefürwortung, d.h. einer Entscheidung zugunsten der Pgs., bei zwei Dritteln aller behandelten Fälle. Über die Hälfte aller gestellten Anträge war zu diesem Zeitpunkt aber noch unbearbeitet.107 Das Berliner Verfahren galt als schwerfällig. Die SED war mit den Säuberungserfolgen dennoch relativ zufrieden.108 Im Nachgang zur Entwicklung in der SBZ lösten sich die berufsspezifischen Entnazifizierungskommissionen dann zum 1. Januar 1949 auf bzw. unterhielten nur noch Abwicklungsstellen.109 Am 23. Februar 1949 beschloss der Magistrat schließlich einstimmig den allgemeinen und sofortigen Abschluss der Entnazifizierung im Ostsektor Berlins. Die verbliebenen Entnazifizierungskommissionen stellten ihre Arbeit endgültig zum 28. Februar 1949 ein. Die Berufungskommission beendete ihre Tätigkeit zum 31. März 1949. Bis zu diesen Terminen sollten sämtliche Anträge dahingehend überprüft werden, ob Anhaltspunkte vorliegen, wonach die Appellanten sich eines Verbrechens gegen die Menschlichkeit, den Frieden, die Sicherheit anderer Völker oder das deutsche Volk schuldig gemacht hatten. Diese Fälle waren dem Generalstaatsanwalt beim Kammergericht zu übergeben. Alle anderen laufenden Verfahren – also die weitaus meisten – wurden eingestellt.110 Auch in West-Berlin erließen die alliierten Kommandanten im Februar 1949 den Befehl zur Beendigung der Entnazifizierung.111


In der SBZ fand die Entnazifizierung bereits ein Jahr früher ihr Ende. Es wurde eingeleitet durch den Befehl Nr. 201 der SMAD vom 16. August 1947.112 Die Gründe für den Erlass des Befehls waren außenpolitischer und mehr noch innenpolitischer Natur. Der Ost-West-Gegensatz verschärfte sich. Eine einheitliche Linie im Alliierten Kontrollrat in der Frage der Entnazifizierung war nicht zu erreichen und die schlechte Versorgungslage in der SBZ hatte sich durch Demontagen, Enteignungen und Entlassungen weiter zugespitzt. Die Machthaber mussten daher gesellschaftliche Spannungen abbauen, um die Lage zu konsolidieren. Die Entnazifizierung war hierbei ein wesentlicher Ansatzpunkt. Die Pgs. erhofften sich erneut eine Rehabilitierung und die Rückkehr in die alten beruflichen Positionen. Außer den Nazi- und Kriegsverbrechern gewährte der Befehl 201 allen ehemaligen NSDAP-Mitgliedern neben dem aktiven das passive Wahlrecht. Sein Erlass sollte die bis dahin auf Grundlage der Direktiven 24 und 38 unzureichend beachtete Differenzierung der praktizierten Säuberung überwinden und die Nominellen, Minderbelasteten und NS-Verbrecher stärker voneinander trennen.113 Eine allgemeine gerichtliche Belangung der Nominellen wurde für unzulässig erklärt. Die übrigen Entnazifizierungsverfahren sollten beschleunigt werden. Innerhalb von drei Monaten waren alle NS-Aktivisten aus öffentlichen und halböffentlichen Posten sowie den jeweiligen Stellen in der Wirtschaft zu entfernen. Wegen der Vielzahl der zu behandelnden Fälle ließ sich diese Frist jedoch nicht einhalten.114 Parallel zu SMAD-Befehl 201 ermöglichte der Befehl 204 vom 23. August 1947 ehemaligen NSDAP-Mitgliedern, wieder im unteren und mittleren Justizdienst tätig zu werden. Die Posten der Richter und Staatsanwälte blieben weiterhin ausgenommen.115


Mit dem SMAD-Befehl Nr. 35 vom 26. Februar 1948 fand die Entnazifizierung in der SBZ schließlich endgültig ihren offiziellen Abschluss. Die erfolgte Entmachtung der „Inspiratoren des deutschen Faschismus und Militarismus“ durch Entzug aller politischen und wirtschaftlichen Positionen und Vorrechte habe angeblich eine umfassendere Heranziehung derjenigen Mitglieder der NSDAP und ihrer Gliederungen erlaubt, die sich keines Verbrechens schuldig gemacht hatten und imstande und gewillt waren, am demokratischen und wirtschaftlichen Wiederaufbau mitzuwirken. Die Entnazifizierungskommissionen in der SBZ waren demnach vom 10. März 1948 an aufzulösen. Beschwerden und Berufungen waren in den Berufungskommissionen (Landesentnazifizierungskommissionen) bis zum 10. April 1948 abzuschließen und diese dann ebenfalls aufzulösen. Zahlreiche Verfahren, die sich bis zu dieser Frist nicht abwickeln ließen und bei denen keine ausreichenden Gründe zur Einleitung eines Gerichtsprozesses vorlagen, wurden eingestellt. Verfahren gegen „Kriegs- und faschistische Verbrecher“ waren gemäß Befehl 201 durch die deutsche Kriminalpolizei und deutsche Gerichte durchzuführen. Alle sonstigen dem Befehl 35 entgegenstehenden Entnazifizierungsbestimmungen wurden außer Kraft gesetzt. Ehemalige Mitglieder der NSDAP und ihrer Gliederungen, die ihre Posten in öffentlichen Ämtern und Betrieben verloren, aber ihre Wahlrechte laut Gesetz nicht eingebüßt hatten, konnten sich demnach im Laufe der Zeit „durch ehrliche und loyale Arbeit“ als Zeichen der Sühne die Rückkehr zu ihrer Tätigkeit im Verwaltungsapparat verdienen. Die Justiz- und Polizeiorgane sowie leitende Posten im Verwaltungsapparat waren hiervon zunächst ausgenommen. Unterm Strich stellte der Befehl 35 auch aktiveren NS-Anhängern eine Neueinstellung in Aussicht. Ein Anspruch auf Beschäftigung erwuchs hieraus jedoch nicht. Bei der Bevölkerung, den Parteien und Massenorganisationen fand das Ende der Entnazifizierung breite Zustimmung.116 Im Ergebnis kommt Wolfgang Meinicke auf eine Zahl von 520.734 Personen, die von Beginn bis Ende der Entnazifizierung am 10. März 1948 entlassen oder nicht wieder eingestellt wurden.117 Dabei hat es offenbar Mehrfachzählungen gegeben. Neuere Schätzungen gehen von insgesamt 200.000 Entlassungen aus.118


Die meisten Angehörigen des untersuchten NS-Samples durchliefen ein Verfahren zur Entnazifizierung in Berlin, relativ wenige in der SBZ und nur einzelne in Westdeutschland.119 Der Begriff „Entnazifizierung“ bedeutete dabei einerseits die Säuberung der Apparate, andererseits die Befreiung der Pgs. vom Makel der besonderen Mitverantwortung an der Existenz des NS-Regimes. Vor 1948/49 befürworteten die Arbeitgeber, darunter die Deutschen Zentralverwaltungen unter Billigung der SMAD, eine Einstellung oder Weiterbeschäftigung ehemaliger NSDAP-Mitglieder nur vorbehaltlich ihrer erfolgreichen Entnazifizierung. Sie und die Pgs., die in Berlin wegen ihres Widerspruchs gegen eine Entlassung auch „Appellanten“ hießen, baten angesichts des allgemeinen Bearbeitungsstaus oft um eine Beschleunigung ihrer Verfahren. Vertreter der Zentralverwaltungen120 und anderer Behörden121 setzten sich unter Hinweis auf „bemerkenswerte Kenntnisse und Erfahrungen“ und ihre Bedeutung für den Betrieb oft für bestimmte ehemalige NSDAP-Mitglieder ein. Das gleiche taten viele Entlastungszeugen, Antifa-Ausschüsse und Parteigremien in Form von Unbedenklichkeitsbescheinigungen.122 Dabei stellten sie den Pgs. einen guten politischen Leumund aus. Idealerweise beinhaltete er Passivität und Opposition während des Nationalsozialismus und eine pro-demokratische Haltung und aktive Mitarbeit nach 1945. „Amtlichen“ Bewerbungsbefürwortungen und Einstellungen in die zentrale Staatsverwaltung ging eine Überprüfung der schriftlichen Überlieferung zum politischen Vorleben voraus. Darüber hinaus holten die Behörden mündliche Auskünfte ein.123 In einer Reihe von Fällen waren die Prüfungen jedoch mangelhaft. Das lag nicht nur daran, dass Unmengen an Materialien durch Kriegseinwirkungen vernichtet und Zeugen verschwunden waren.124 Oft fehlte es einfach an Sorgfalt und Zeit, Erkundungen einzuholen, so dass angesichts des wachsenden Personalbedarfs die Kontrollen nicht so lückenlos ausfielen wie geplant und häufig nachgeholt werden mussten. Manchmal eilte die Verwaltung bei Einstellungen mit solchem Tempo voraus, dass die Führung der KPD/SED erst im Nachhinein informiert wurde, was eigentlich nicht sein sollte.125


Auch für die Entnazifizierungskommissionen zählten außer formalen Mitgliedschaften das Verhalten und die Gesinnung. Den Pgs. ging es vor allem um die Sicherung der Arbeitsstelle, aber auch um die Wiederherstellung ihrer Ehre.126 Die Prüfungen im Entnazifizierungsverfahren umfassten Ermittlungen in der Nachbarschaft, im Freundes- und Bekanntenkreis, am Arbeitsplatz, bei politischen Vereinigungen und auf Ämtern. Neben schriftlichen Erklärungen gab es mündliche Verhandlungen. Fast alle früheren NSDAP-, SA- und SS-Mitglieder in der Deutschen Wirtschaftskommission erhielten ohne Umwege einen positiven Entnazifizierungsbescheid.127 Nur in wenigen Fällen kam es zunächst zu einer Ablehnung, die dann jedoch in der Berufung revidiert wurde oder aufgrund einer Verfahrenseinstellung keine nachteiligen Auswirkungen entfaltete.128 Bei denjenigen DWK-Angestellten, deren Entnazifizierungsverfahren in der SBZ stattfanden, verhielt es sich ganz ähnlich wie bei jenen in Berlin. Sie konnten fast alle nach positiver Beurteilung ohne Abstriche ihrer gewohnten Berufstätigkeit nachgehen.129 Nur in wenigen Fällen wurden beruflich einschränkende Auflagen verhängt. Dazu gehörte das Verbot, leitende Funktionen auszuüben oder eine Stellung im Personalwesen zu bekleiden.130 Insgesamt war das Ausmaß der Beschäftigung ehemaliger NSDAP-Mitglieder in den Deutschen Zentralverwaltungen vor 1948 aber minimal und lag zusammengerechnet bei unter einem Prozent des Gesamtpersonals.131


Die Entnazifizierung stellte für die Kommunisten ein Mittel der politischen und sozialen Umwälzung dar, in der Gesellschaft wie im Staatsapparat. Der Personalaustausch war hierbei ein Aspekt neben der Bodenreform, Justizreform, Schulreform oder der Enteignung und Verstaatlichung von Wirtschaftsunternehmen.132 Die Erlangung und Festigung der Macht unter der Prämisse des Klassenkampfes war das entscheidende Kriterium. Die personelle Entnazifizierung befand sich dabei stets im Zwiespalt, einerseits die Nominellen in die Gesellschaft zu integrieren, andererseits ihre massenhafte Neu- und Wiedereinstellung im Staatsdienst zu verhindern.133 Es gab jedoch zumindest in bestimmten Bereichen den Zwang zur nachsichtigen Säuberung, weil ohne die Hilfe NS-belasteter Fachkräfte die allgemeine Versorgung völlig zusammengebrochen wäre.134 Die Entnazifizierung wurde deshalb in verschiedenen Bereichen unterschiedlich gehandhabt, in der Verwaltung zum Beispiel weniger streng als in der Justiz. Allgemein bewirkten die Überdehnung des Betroffenenkreises und die Verkomplizierung der Verfahren durch eine aufwendige gerichtsähnliche Ausrichtung, dass die Entnazifizierung nur langsam vorankam. Ein teilweise willkürlicher Verlauf war nicht zu verhindern. Viele Deutschen lehnten die Entnazifizierung daher samt Bestrafungen und Einsatz minderqualifizierter Ersatzkräfte ab und leisteten passiven Widerstand. Unter ihnen bestand überwiegend Einigkeit über eine großzügige Rehabilitierung der Masse der „kleinen Pgs.“ Die Entnazifizierungskommissionen kamen dem in der Praxis entgegen und beurteilten zum Beispiel auch kleinere Amtsträger der NSDAP mit Milde.135


Trotz aller Defizite hatte die Entnazifizierung weitreichende Auswirkungen.136 Der größte Teil der Schlüsselfunktionen in der SBZ war umbesetzt worden. Zahlreiche Zwangmaßnahmen wie Freiheits- und Vermögensentzug, Entlassungen und Versetzungen sowie weitere berufliche und politische Einschränkungen waren ergangen.137 Mit dem offiziellen Ende der Entnazifizierung in der SBZ war jedoch noch keineswegs ein Ende der kommunistischen Machtausweitung verbunden. Der Staats- und Wirtschaftsapparat war noch nicht gänzlich „auf SED-Linie“ und von Personen durchdrungen, die sich die Politik der Einheitspartei auf die Fahnen schrieben. Die Säuberung setzte sich daher mit den Mitteln der Kaderpolitik fort. Bereits die Entnazifizierung besaß einen Doppelcharakter.138 Die Entfernung ehemaliger Nationalsozialisten verband sich mit der möglichst umfangreichen Besetzung freiwerdender Stellen durch Kommunisten im Rahmen der „antifaschistischdemokratischen Umwälzung“.139 Ab 1948/49 galt es zwar weiterhin, zuverlässige SED-Anhänger in die Apparate einzubauen. Doch waren im Zeichen der Stalinisierung fortan vermehrt bürgerliche Mitarbeiter bzw. Angestellte, die sich dem Führungsanspruch und den gesellschaftlichen Vorstellungen der SED widersetzten, auszuschalten.140 Frühere NSDAP-Mitglieder bekamen dadurch die Chance, bei entsprechenden Loyalitätsbekundungen dauerhaft integriert zu werden. Andererseits hielt damit die Phase ihrer Resozialisierung weiter an.141


Die internen Richtlinien der DWK zur Personalpolitik und diejenigen der ab 1948 verbliebenen Zentralverwaltungen orientierten sich an den genannten Vorgaben. Sie richteten sich auch gegen nicht NS-belastete sowie westlich denkende Kräfte. Stattdessen waren Arbeiter und politisch „fortschrittliche“, d.h. SED-treue Personen einzustellen.142 In der Deutschen Wirtschaftskommission konstatierte die HA Personalfragen und Schulung betreffs Beschäftigung und Einstellung ehemaliger NSDAP-Mitglieder, dass Grundlage hierfür der Befehl 201 war. Unabhängig davon sollten in der Verwaltung nur Mitarbeiter mit „demokratischer Überzeugung“ tätig sein. Bewerbungen ehemaliger Pgs. konnten demnach bei vorliegendem Bedarf für nicht leitende Stellungen Berücksichtigung finden, wenn 1.) ein geeigneter antifaschistischer Kandidat für den zu besetzenden Posten nicht zu finden war, 2.) der Bewerber nachweisen konnte, im Sinne der Befehle 201 und 35 nur nominelles Mitglied der NSDAP gewesen zu sein, 3.) der Bewerber „den Nachweis einer ehrlichen Mitarbeit am antifaschistischen demokratischen Aufbau seit Mai 1945“ erbrachte und 4.) der Bewerber „ein unbestrittener tüchtiger Berufsarbeiter“ war.143


Auf der 1. Staatspolitischen Konferenz von Werder (Havel) am 23./24. Juli 1948 verkündete die SED den Anspruch auf die „führende Rolle“ in Staat und Gesellschaft.144 Dazu erarbeitete die Konferenz mit Blick auf die Durchführung des Zweijahrplanes Richtlinien für die Personalpolitik in der Verwaltung, über die Kontrolle der Personalabteilungen und den Ausbau der Schulung. Die SED verfolgte in Wirtschaft und Verwaltung eine Effizienzsteigerung, die spätestens mit dem Zweijahrplan begann und beim Fünfjahrplan 1950 sowie ab der 2. Parteikonferenz 1952 im Vordergrund stand.145 Die Ziele der Konferenz von Werder wurden zwar nach Meinung der SED anschließend nur ungenügend erreicht, weil sie zu wenig bekannt gemacht, diskutiert, mithin popularisiert worden seien.146 Gleichwohl blieben die Beschlüsse von Werder für die fünfziger Jahre verbindlich.147 Der Apparat sollte demnach angesichts der Verschärfung des Klassenkampfes zuverlässiger werden. Der politisch bewusste Verwaltungsfunktionär war erwünscht, der nicht nur verwaltet, sondern dem Fortschritt dient. Neben fachlicher Sachkenntnis rückte das Wissen über die Staatslehre von Marx, Engels, Lenin und Stalin in den Vordergrund. Die Arbeiterklasse, der SED-Anteil und sonstige „positiv“ eingestellte Kräfte waren in der Verwaltung zu stärken. Jüngere Kräfte, möglichst Parteiaktivisten, sollten eine neue Intelligenz bilden. Nicht belastete ehemalige Angehörige der NSDAP oder ihrer Gliederungen sollten in Betrieben und Massenorganisationen mitwirken können. Entscheidend waren die politische Zuverlässigkeit und fachliche Qualifikation. Gleichzeitig waren Gegner der neuen Ordnung fernzuhalten oder herauszusäubern. „Agenten, Spione, Schumacherleute“, aber auch unfähige Verwaltungskader waren zu ermitteln und zu entfernen. Gefürchtet waren heimlich oder offen reaktionäre Fachleute. Gerade solche, die besonders gute Arbeit leisteten, hielt man für besonders gefährlich, weil sie am besten wussten, wie man Sabotage betreiben konnte.148 Nachfolgende Richtlinien der SED entsprachen diesen Vorgaben.149


Mit Gründung der DDR setzte sich die stufenweise Wiedereingliederung NS-Belasteter fort. Als eine ihrer ersten Handlungen überhaupt verabschiedete die Volkskammer das „Gesetz über den Erlaß von Sühnemaßnahmen und die Gewährung staatsbürgerlicher Rechte für ehemalige Mitglieder und Anhänger der Nazipartei und Offiziere der faschistischen Wehrmacht“ vom 11. November 1949.150 Zur Zielgruppe gehörten auch solche Personen, die aufgrund des Befehls 201 zur Durchführung einfacher Arbeiten oder zu Gefängnisstrafen von bis zu einem Jahr verurteilt worden waren. Ausgenommen blieben „Naziaktivisten und Kriegsverbrecher, die sich durch falsche Angaben über ihre Person, durch Flucht oder andere Mittel“ einer Verfolgung entzogen hatten. Das Gesetz galt ferner nicht für Personen, die wegen ihrer Taten im Nationalsozialismus zu mehr als einem Jahr Freiheitsstrafe, aufgrund der Direktive 38 oder unter Berufung auf Artikel 6 der DDR-Verfassung („Boykotthetze“) verurteilt wurden. Der begünstigte Personenkreis sollte wieder entsprechend seiner beruflichen Qualifikation eingesetzt werden können, um dem Mangel an Fachkräften entgegenzuwirken. Auch der öffentliche Dienst und die gesellschaftlichen Organisationen standen gemäß der fachlichen Eignung offen. Das schloss leitende Funktionen ein. Es entstand jedoch auch diesmal keinerlei Anspruch auf eine Wiederbeschäftigung, geschweige denn auf Einsetzung in früher eingenommene Positionen. Die DDR verfolgte also keine Politik der Wiedergutmachung und leistete auch keinen Schadensersatz. Die Betroffenen erhielten vielmehr die Chance, wieder von vorne anfangen zu dürfen. Dabei mussten sie sich den üblichen Bewerbungsprozeduren unterwerfen und den neuen kaderpolitischen Ansprüchen genügen.


Laut Gleichstellungsgesetz weiterhin ausgenommene Berufsbereiche waren die innere Verwaltung und die Justiz, soweit Ausführungsbestimmungen nicht Ausnahmen zuließen.151 Das Gesetz gab darüber hinaus denjenigen, die auch nach Abschluss der Entnazifizierung kein aktives oder passives Wahlrecht hatten, eben dieses zurück. Das Risiko hierbei war gering. Denn seitdem die SED die Macht in den Händen hielt, konnten ihr die früheren Pgs. durch Wahlen keinen Schaden mehr zufügen. Zur Begründung des Gesetzes sagte Walter Ulbricht SED-intern, seit Kriegsende sei genügend Zeit vergangen. Viele frühere Mitglieder der NSDAP hätten ihre politischen Auffassungen geändert und als einfache Arbeiter oder als Fachleute Aufbauarbeit geleistet. Außerdem habe sich die neue Ordnung soweit stabilisiert, dass ein derartiger Schritt möglich sei.152 Des Weiteren hoffte man, die Loyalität der Pgs. durch deren Dankbarkeit zu erhöhen. Das Gleichstellungsgesetz sollte die DDR innenpolitisch weiter stabilisieren. Dabei nutzte die SED die Modalitäten der NS-Reintegration zum eigenen Machtausbau und konnte gleichzeitig mit Erstarken der eigenen Vorherrschaft eine Pg.-Wiedereingliederung in zunehmendem Maße riskieren.


Im Oktober 1952 hob das „Gesetz über die staatsbürgerlichen Rechte der ehemaligen Offiziere der Wehrmacht und der ehemaligen Mitglieder und Anhänger der Nazi-Partei“ die letzten Beschränkungen, wie sie das Gesetz von 1949 vorsah, auf.153 Spätestens von nun an wurden den ehemaligen Mitgliedern der NSDAP oder ihrer Gliederungen sowie Wehrmachtsoffizieren die gleichen bürgerlichen und politischen Rechte gewährt wie allen anderen deutschen Staatsbürgern. Alle entgegenstehenden Bestimmungen wurden aufgehoben. Von diesem letzten juristischen Integrationsakt ausgenommen blieben erneut solche Personen, die wegen Kriegsverbrechen oder Verbrechen gegen die Menschlichkeit Freiheitsstrafen verbüßten.154


Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass innerhalb kurzer Zeit, nämlich zwischen 1947/48 bis 1952, der ganz überwiegende Teil der NS-Belasteten Stück für Stück offiziell mehr politische und berufliche Beteiligungsrechte erhielt. Nur wenige Jahre nach der Niederlage Hitler-Deutschlands und dem Beginn der Entnazifizierung waren ehemalige Pgs. rein rechtlich den übrigen Bürgern wieder gleichgestellt.155 Der Zwang, neue Rekrutierungspotenziale zu erschließen, führte dazu, dass die Partei- und Staatsführung immer denjenigen bislang ausgeschlossenen Ex-Nationalsozialisten ein Integrationsangebot machte, die vergleichsweise am geringsten belastet waren. Zugleich ließ sie sie in diejenigen Bereiche vordringen, die macht- und sicherheitspolitisch weniger bedeutend waren als andere. Dabei besaßen solche Pgs. die besten Chancen für eine dauerhafte Wiedereingliederung, die sich der ideologischen Weltanschauung und der Politik der kommunistischen Machthaber gegenüber am aufgeschlossensten zeigten.


Eine NS-Vergangenheit stellte aber auch in den fünfziger Jahren einen Prüfstein dar. Immer wieder glitten SED-Funktionäre in pauschale „Schwarz-Weiß-Malerei“ ab und wünschten sich möglichst Pg.-freie Apparate.156 Manchmal zeigten sich Dienststellen auch einfach unsicher in der Frage, welche Biografien integrierbar waren.157 Dabei betonten die Kaderverantwortlichen, nicht schematisch alle Personen mit NS-Merkmalen über einen Kamm scheren zu wollen, sondern individuell ein Bild aller kaderpolitischen Gesichtspunkte zu erstellen und dann die entsprechenden Maßnahmen zu treffen. Wenn am Ende dieser Bewertung sämtliche Belastungen oder Verdachtsmomente zu schwerwiegend erschienen und die Betreffenden ein Sicherheitsrisiko darstellten, waren sie abzuweisen oder auszuwechseln. In politisch besonders sensiblen Bereichen geschah das notfalls selbst dann, wenn kein geeigneter Ersatz zur Verfügung stand.158 Unter dieser Maßgabe folgte der Entnazifizierung im zentralen Staatsapparat eine ständige Säuberung, die punktuelle Höhepunkte erfuhr. Dies geschah nach Meinung der SED im Angesicht einer Verschärfung des Klassenkampfes. Die Angst vor feindlichen Spionen und Saboteuren wie überhaupt die an Dynamik gewinnende Stalinisierung führte Ende der vierziger Jahre bis in die fünfziger Jahre hinein zu intensiven Säuberungsmaßnahmen.159


Die permanente personelle Bereinigung war ein konstitutives Herrschaftsinstrument kommunistischer Systeme.160 Insofern überrascht es nicht, dass der Säuberungsprozess, der mit der Entnazifizierung begann, nach deren offizieller Beendigung in modifizierter Form weiterging. Die fortgesetzte „Kaderhygiene“, d.h. die ständige Optimierung des Apparates durch Personalwechsel und Kaderpflege zur Steigerung der Leistungsfähigkeit, der ideologischen Festigkeit und des Gehorsams gegenüber der Machtelite, betraf die Staatsorgane ebenso wie die Wirtschaft und die politischen Zusammenschlüsse.161 Wenn auch unter den jeweiligen Kaderleitern in variierender Intensität, jede Normabweichung wurde als Ausgangspunkt für eine Gefährdung der Herrschaftsgrundlagen angesehen. Sie war zu kontrollieren oder auszuschalten.162 Dabei wurden Fehlentwicklungen konkreten Personen angelastet, da übergeordnete Grundsatzentscheidungen der Partei praktisch als unantastbar galten.163 Säuberungen verbesserten die Kontrollierbarkeit und Lenkbarkeit der Kader. Denn neben der Ausmerzung von Gegnern disziplinierten und aktivierten sie die verbleibenden Mitarbeiter.164 Die politischen Idealvorstellungen zur Zusammensetzung der Verwaltung fanden ihre Grenzen natürlich in den fachlichen Ansprüchen und im Fachkräftemangel. Dadurch konnten sich viele alte, bürgerlich geprägte Spezialisten teilweise noch jahrelang in ihren Positionen halten.165 Dennoch wurden sie, sofern sie sich weltanschaulich als nicht ausreichend anpassungsfähig erwiesen, nach Möglichkeit durch jüngere, politisch geschulte Kräfte ersetzt.166 Diejenigen Kader, die die Überprüfungen bei der Einstellung und die nachfolgenden Säuberungen überstanden, konnten sich im Vergleich zu den Gestrauchelten als „höherwertig“ ansehen.167


Oft versuchten Kaderverantwortliche, die Säuberungsprozesse so gut es ging verdeckt durchzuführen und mit scheinbar unpolitischen Ereignissen zu verbinden. Beispielsweise wurde die Reorganisation der Deutschen Wirtschaftskommission im Frühjahr 1948 zur Personalsäuberung genutzt.168 Ein weiterer Anlass waren Sparzwänge im Zuge der Währungsreform, die ab Ende 1948 eine Personalreduzierung nach sich zogen.169 Das Durchleuchten der Mitarbeiter betraf die ehemaligen NSDAP-Mitglieder ebenso wie alle anderen Kader im Personal der Deutschen Wirtschaftskommission.170 In der DWK hieß es in diesem Zusammenhang zu einigen NS-Belasteten, sie seien nicht entbehrlich, solange keine geeignete Ersatzkraft vorhanden ist. Sie waren daher vorerst an ihren Plätzen zu belassen, sollten aber ausgewechselt werden, sobald geeigneter Ersatz vorlag.171 Bei anderen bestanden gegen eine Weiterbeschäftigung keine Bedenken.172 Weitere pointierte Säuberungsgelegenheiten boten die Staatsgründung samt Transformation der DWK in die DDR-Regierungsdienststellen oder die Folgezeit des Aufstandes am 17. Juni 1953. Erneut wurden auch die ehemaligen Nationalsozialisten unter die Lupe genommen.173 Häufig gestaltete sich eine Auswechselung mangels Alternativen schwierig, obwohl sie eigentlich vorgesehen war.174 Der Kampf um eine Verzögerung oder gar Aufhebung von Personalveränderungen ging soweit, dass sich im Falle einiger NS-Belasteter hohe Funktionäre zu ihren Gunsten einschalteten. Meist waren dies die Vorgesetzten in der Behörde oder Dienststellenleiter gegenüber dem MdI und der SED-Führung. Aber auch innerhalb der SED bestanden unterschiedliche Auffassungen zu Art und Umfang der Bereinigungen.175 Tendenziell legte der SED-Parteiapparat strengere Maßstäbe bei der Beurteilung ehemaliger Nationalsozialisten an als die Staatsverwaltung. Dabei kam es durchaus zu gewissen Auseinandersetzungen. Denn die Behörden legten den Schwerpunkt ein wenig mehr auf eine reibungslose Funktionalität und die in der SED-Hierarchie tonangebenden Altkommunisten eher auf einen ideologisch sauberen Personalkörper.176 Offen zutage traten diese nicht grundsätzlich voneinander abweichenden, aber unterschiedlich flexibel gehandhabten Personalvorstellungen bei den SED-Säuberungen, insbesondere bei der Mitgliederüberprüfung 1951.177 In den DDR-Regierungsdienststellen waren ehemalige Nationalsozialisten dabei deutlich häufiger von Sanktionsmaßnahmen betroffen als „normale“ SED-Angehörige. Mehr als doppelt so oft wurde die Zurückversetzung in den Kandidatenstand oder die Streichung der Mitgliedschaft ausgesprochen. Rund viermal mehr als im Durchschnitt wurde der Parteiausschluss verhängt.178 In Zusammenhang mit anderen Negativmerkmalen erfuhr eine NS-Vergangenheit aus diesem Anlass in etlichen Fällen eine neue Bewertung und führte zu Sanktionen.179 Bei den Angehörigen des NS-Samples ging ein Ausscheiden aus der SED fast immer auf eine Säuberung zurück. Nur in zwei Fällen war ein freiwilliger bzw. aus eigener Initiative erfolgender Parteiaustritt nachweisbar.180 Die schweren Parteistrafen zogen unweigerlich auch berufliche Konsequenzen nach sich. Gestrichene oder ausgeschlossene Regierungsangestellte, ehemalige Pgs. inbegriffen, mussten ihren Arbeitsplatz in der Regel unverzüglich räumen.181 Teilweise wurden sie in nachgeordnete Dienststellen oder in die Wirtschaft versetzt, wo sie erneut Gelegenheit erhielten, sich zu bewähren.182 Die meisten früheren Nationalsozialisten in der SED bekamen ihr Parteidokument jedoch ohne jegliche Sanktionen zurück.183


Resümierend lässt sich sagen, dass sich bereits während der Entnazifizierung die offiziellen Wiedereingliederungsmöglichkeiten für ehemalige NSDAP-Mitglieder allmählich mehrten und 1952 in die völlige rechtliche Gleichstellung mündeten. Dem stand jedoch eine interne Säuberung entgegen. Die Notwendigkeit der fachlichen Effizienz setzte den Säuberungsbemühungen dabei Grenzen. Der Doppelcharakter der Entnazifizierung setzte sich nach ihrem Abschluss im Rahmen der Kaderpolitik fort, indem Gegner der SED entlassen und Unterstützer protegiert wurden. Die Pgs. waren hiervon ebenso betroffen wie andere Kader.


1.2 Von Fragebögen und dem Wunsch zu schweigen


Spätestens ab 1949 war die gezielte Frage nach der früheren Partei- und Organisationszugehörigkeit in Personalfragebögen bei den Betroffenen besonders umstritten. Sie verkörperte das Verlangen der Personalabteilungen nach gläsernen Kadern. Zur Zeit der Entnazifizierung diente die Beantwortung der Frage der Einstufung in eine Belastungskategorie samt der damit verbundenen Strafen und Beschränkungen.184 Nach dem offiziellen Ende der Entnazifizierung entfiel dieser Grund. Dennoch wurde die Mitteilungspflicht in der DDR beibehalten, um das Personal kaderpolitisch möglichst gut einschätzen zu können. Wer sich um eine Arbeitsstelle bewarb oder bestimmte Leistungen beantragte, musste auch weiterhin Auskunft über eine eventuelle NSDAP-Mitgliedschaft erteilen. Das sorgte für beträchtliche Unruhe in der Bevölkerung. Die ganz überwiegende Mehrheit der ehemaligen Nationalsozialisten empfand die Frage danach nämlich als unvereinbar mit dem Befehl Nr. 35 und erst recht mit dem Gleichstellungsgesetz vom November 1949. Vor allem in Letzterem sah sie unter Berücksichtigung eng umgrenzter Ausnahmen das Ende jeglicher Benachteiligung und Diskriminierung aufgrund einer persönlichen NS-Vergangenheit. Die ehemaligen Pgs. verstanden es als Handreichung für den so sehnlich erwünschten beruflichen und gesellschaftlichen Neuanfang, so wie es führende ostdeutsche Politiker auch immer wieder propagierten. Ein „new deal“ schien möglich. Er versprach, Hunderttausende von der Last der überdurchschnittlichen Mitverantwortung am Nationalsozialismus zu befreien. Das neue Gesetz verhieß das Untertauchen in der großen Masse, die Erlaubnis zum Verbergen der eigenen Verstrickung mit dem NS-Regime und damit die „Egalisierung“ der Schuldfrage. Das Bedürfnis der Pgs. nach einer Geste der Versöhnung, nach einer Reinwaschung der braunen Flecken im eigenen Lebenslauf, nach Vergebung und Beendigung der Sanktionen war groß.


Doch die DDR-Behörden hielten daran fest, dass sich ehemalige NSDAP-Mitglieder als solche zu erkennen geben mussten. Sie verlangten im Rahmen der Kaderpolitik über den gesamten politischen Lebenslauf jedes Individuums genaue Informationen. Entwicklungsmöglichkeiten waren auszuloten, Gefahren mussten eingeschätzt werden. Weiterhin als Personen identifiziert zu werden, die zumindest moralisch mehr als andere für die Verbrechen des NS-Regimes verantwortlich gemacht wurden, war für die Pgs. natürlich äußerst unangenehm. Die NS-Belasteten fürchteten, dass kaum ein Arbeitgeber sie wegen politischer Ressentiments einstellen würde. Wirtschaftliche Nachteile durch eine ausbleibende Karrierefortsetzung wären die Folge gewesen. Auch die psychischen Belastungen aufgrund eines nicht enden wollenden Rechtfertigungszwanges und der Furcht vor anhaltenden sozialen Ausgrenzungen spielten eine Rolle.185 Die offizielle Gleichberechtigung durch das Gesetz drohte also eine theoretische Angelegenheit zu bleiben, da die Basis weit weniger zur Versöhnung bereit war als die politischen Spitzen.186


Manche Fragebögen wiesen zwar im Laufe der Zeit keine spezielle Rubrik zur NSDAP und den NS-Gliederungen mehr auf. Die Frage nach sämtlichen Parteien und Organisationen, denen die Bewerber irgendwann einmal angehört hatten, lief jedoch auf das Gleiche hinaus. Die Pgs. stellten insofern praktisch keinen Unterschied im Vergleich zu ihrer Entnazifizierung fest. Sie sahen sich genötigt, auch künftig faktisch benachteiligende Angaben zu machen. Dabei hatten sich hochrangige DDR-Politiker mehrfach in der Öffentlichkeit dazu bekannt, den Nominellen die Chance zur Teilnahme am Aufbau des Landes bei fast völliger rechtlicher und politischer Gleichberechtigung zu gewähren. Die Pgs. verstanden darunter ganz eindeutig den Verzicht auf einen politischen Offenbarungseid.


Dieses Problem beschäftigte auch frühzeitig die Parteien. Auf der 36. Sitzung des Gemeinsamen Ausschusses der „zentralen Einheitsfront der antifaschistisch-demokratischen Parteien“ am 26. Oktober 1948 wurde auf Antrag der LDP über Fragebögen debattiert. Die Liberaldemokraten vertraten die Ansicht, ins Einzelne gehende Fragen nach einer Mitgliedschaft in der NSDAP und ihren Organisationen seien durch den Abschluss der Entnazifizierung in der SBZ überflüssig geworden. Es würde ausreichen, nur noch danach zu fragen, ob der Befragte das aktive und passive Wahlrecht hat. Das traf auf die nominellen Pgs. zu. Außerdem sollte man erfahren dürfen, ob und, wenn ja, welche Beschränkungen durch den Spruch einer Entnazifizierungskommission auferlegt wurden. Darüber hinaus schien der LDP die Frage nach der Zugehörigkeit der Verwandten zur NSDAP oder ihren Gliederungen „doch sehr nach der früheren Sippenhaftung, die die NSDAP sich zu Eigen gemacht hatte, zu riechen“. Sie empfahl den völligen Verzicht darauf. Es wurde ergänzend darauf hingewiesen, dass es für den Aufbau eines neuen demokratischen Staates nötig sei, auch die NS-Belasteten zur Mitarbeit heranzuziehen. Die fortdauernde Frage nach der NSDAP-Zugehörigkeit würde die Pgs. jedoch diffamieren und aus ihnen Menschen zweiter Klasse machen. Man brächte sie damit in eine Kontrastellung zu den demokratischen Kräften. Viele hätten schon vor Kriegsende die Wahrheit erkannt und begonnen, sich durch körperliche Arbeit seit 1945 „ein Recht in diesem neuen Staat zu erwerben“.187


Während die Repräsentanten der übrigen Parteien die Frage nach der politischen Organisationszugehörigkeit von Verwandten ebenfalls kritisierten oder als verzichtbar bezeichneten, widersprachen sie einem Verzicht auf die Auskunftspflicht zur früheren Parteizugehörigkeit des den Fragebogen Ausfüllenden. Es kamen Sicherheitsbedenken und die Frage zum Ausdruck, ob man den ehemaligen NSDAP-Mitgliedern schon so sehr vertrauen konnte, dass eine Kontrolle ihrerseits unnötig war. Mit einer Reduzierung auf die Frage nach dem aktiven und passiven Wahlrecht und eventuellen Entnazifizierungsauflagen hätte man automatisch die Nominellen, die ja auch nach den Verlautbarungen der SED zu reintegrieren waren, anonymisiert und damit unbehelligt gelassen. Das war, was die SED-Vertreter im Ausschuss nicht wollten. Sie strebten ein kaderpolitisches Gesamtbild ohne Lücken an und vertraten im Ausschuss deshalb die Ansicht, die Frage nach dem Wahlrecht sei nicht ausreichend und man könne auf die Frage nach der gesamten politischen Entwicklung nicht verzichten. Auch der Vorschlag, gezielt nur bei sensiblen Arbeitsfeldern und leitenden Positionen nach früheren Parteimitgliedschaften zu fragen, sollte sich nicht durchsetzen. Namentlich Wilhelm Pieck (SED) und – im Gegensatz zu weiten Teilen seiner Partei – Otto Nuschke (CDU) setzten dabei einen neuen Bewährungsmaßstab an und erklärten im Grunde, dass auch die bereits Entnazifizierten sich noch nicht hinreichend bewährt hätten.188 Am Ende kam es schließlich zu keiner Beschlussfassung des Gemeinsamen Ausschusses der zentralen Einheitsfront. Die Auskunftspflicht zur politischen Vergangenheit blieb bestehen.


Das hielt Vertreter der LDP, CDU und seit ihrer Gründung der NDP nicht davon ab, in den Folgejahren weiter auf dieses Problem hinzuweisen.189 Sie stellten sich auf die Seite der Ex-Nationalsozialisten, die beklagten, dass sie den in Aussicht genommenen Arbeitsplatz nicht mehr erhielten, sobald sie ihre ehemalige NSDAP-Mitgliedschaft bekannt geben mussten. Vor allem die Nationaldemokratische Partei entwickelte sich diesbezüglich zum Sprachrohr der enttäuschten Pgs. Das Parteiblatt „National-Zeitung“ prangerte zum Beispiel Anfang 1949 an, dass sich ehemalige NSDAP-Mitglieder auch nach Ende der Entnazifizierung in Berlin genötigt sahen, bei der Arbeitssuche ihre NS-Vergangenheit zu verharmlosen, sie zu unterschlagen oder sich sogar zum Widerständler zu stilisieren. Denn die Rechtfertigungs- und Inszenierungspraxis aus der Entnazifizierung habe sich anlässlich der behördlichen Personalfragebögen, die Erklärungen zur politischen Betätigung verlangten, und durch geforderte politische Referenzen fortgesetzt. Dabei half es auch nicht, dass eine besondere Kennzeichnung der Arbeitsbücher der früheren Pgs. seit Beendigung der Entnazifizierung in Berlin untersagt war und die Polizei in neu ausgestellte Personalausweise keine „Trockenstempel“ zwecks Registrierung ehemaliger NSDAP-Mitglieder mehr anbrachte.190


Bei aller Parteinahme scheint sich die NDP-Spitze dennoch bald den Realitäten gestellt zu haben. So agitierte zwar auch der Parteivorsitzende Lothar Bolz 1949 in der Öffentlichkeit noch populistisch gegen das „Fragebogenunwesen“. Er verlangte, nur noch die Frage nach der Wahlberechtigung zu stellen und Ausnahmen hiervon allein bei Stellen zu machen, die früheren NSDAP-Mitgliedern offiziell verwehrt waren. Außerdem sollte jede gesonderte Kennzeichnung von Fragebögen, Karteiblättern und Mitgliedsbüchern etc. für ehemalige Pgs. grundsätzlich verboten sein.191 Intern fuhr man jedoch zumindest zeitweilig eine gemäßigtere Linie. Vincenz Müller, stellvertretender Vorsitzender und politischer Geschäftsführer der NDP, bezeichnete nämlich ein Jahr später in einer Eingabe an MdI-Staatssekretär Warnke die umfangreichen Fragestellungen zur politischen und militärischen Vergangenheit des Einzelnen und der Verwandtschaft in Fragebögen zwar als Mangel bei der Durchführung des Gleichstellungsgesetzes. Er kritisierte, dass sogar Sozialämter vor Erteilung von Schwerbeschädigtenausweisen oder Gewerbebehörden bei Zulassung zu einem privaten Gewerbe die Ausfüllung solcher Fragebögen verlangten. Jedoch forderte Müller – vielleicht auch mit Blick auf das politisch Erreichbare – vom Ministerium des Innern keinen generellen Verzicht mehr auf diese Fragen. Er verlangte stattdessen nur noch, dass alle Stellen, die zur Ausgabe von Fragebögen berechtigt waren, die vom MdI herausgegebenen Fragebögen verwenden und keine anderen, die ihm anscheinend in ihrer Ausführlichkeit zu weit gingen. Müller war also offenbar nur noch um Schadensbegrenzung bemüht und nicht mehr darauf aus, einen Totalverzicht auf die Frage nach der politischen Vergangenheit zu erwirken.192


In den Deutschen Zentralverwaltungen, der DWK und im DDR-Regierungsapparat mussten die Angestellten nach Beendigung der Entnazifizierung ebenfalls Personalfragebögen ausfüllen, die nach der Mitgliedschaft in der NSDAP und anderen NS-Organisationen fragten. Sie bezogen sich auf die Betreffenden selbst sowie auf ihre Familienangehörigen.193 An dieser Praxis wurde in den Ministerien bis zum Ende der DDR festgehalten. Noch in den achtziger Jahren verlangten die Personalbögen Auskunft über die Zugehörigkeit zur ehemaligen NSDAP und ihren Gliederungen, nach Mitgliedsdauer und Funktionen.194 Nach Abschluss der Entnazifizierung hatten die Personalabteilungen der Arbeitgeber, in diesem Fall die der staatlichen Verwaltung, die Aufgabe der politischen Säuberung und „Kaderhygiene“ von den Entnazifizierungskommissionen übernommen. Der Umfang der Fragen zur politischen Vergangenheit fiel daher nicht geringer aus als vorher. Für das Personal der DWK und der Zentralverwaltungen sind allerdings keine Beschwerden bekannt. Dies verwundert nicht, da dort zum einen vergleichsweise wenige NSDAP-Mitglieder beschäftigt waren. Zum anderen stand bis zum Ende der Entnazifizierung, während der ein Großteil von ihnen in den Verwaltungsapparat gelangte, die Frage nach der früheren Parteizugehörigkeit unzweifelhaft in Einklang mit den offiziellen Rahmenbedingungen. Diese beiden Faktoren galten spätestens für die DDR-Regierung nicht mehr. Doch auch von früheren Nationalsozialisten, die sich ab 1949 für eine Stelle beim zentralen Staatsapparat bewarben oder dort bereits tätig waren, sind keine kritischen Schreiben überliefert. Den Grund hierfür darin zu sehen, dass in den Ost-Berliner Ministerien ausschließlich solche ehemaligen NSDAP-Mitglieder vorstellig wurden, die aus besonderer Einsicht heraus die Fragen nach der Vergangenheit vorbehaltlos akzeptierten, scheint zu gewagt. Gleichwohl hat die sorgfältige Auswahl ehemaliger Pgs., die in den Regierungsdienststellen arbeiten durften, dazu beigetragen, dass diese – bei allen Ausnahmen – tendenziell politisch loyaler eingestellt waren als andere NS-Belastete. Nicht auszuschließen ist, dass entsprechende Schreiben einfach verloren gegangen sind. Oder aber die Pgs. wagten im zentralen Regierungsapparat überhaupt keine Beschwerdebriefe abzufassen – wegen der dort im Vergleich zu anderen Dienststellen besonders stark ausgeprägten Kontroll- und Disziplinierungsmethoden und aus Angst vor Sanktionen.


Nichtsdestoweniger liegen etliche Eingaben früherer NSDAP-Angehöriger aus dem gesamten Gebiet der DDR vor, die bei untergeordneten Dienststellen und Betrieben um Arbeit nachsuchten oder dort bereits tätig waren. Diese Schreiben nebst den Reaktionen der Arbeitgeber und Behörden geben einen guten Einblick in die unterschiedlichen Vorstellungen zur Umsetzung der Wiedereingliederungspolitik – einerseits von Seiten der NS-Belasteten selbst, andererseits von Seiten der Personalverantwortlichen. Da zu diesen Vorgängen darüber hinaus Stellungnahmen des Ministeriums des Innern existieren, lassen sich für die ehemaligen Nationalsozialisten im zentralen Regierungsapparat Rückschlüsse ziehen. Denn das stetige Verlangen des MdI nach lückenloser Auskunftserteilung über die NS-Vergangenheit legt nahe, dass in den Ost-Berliner Ministerien der gleiche Maßstab galt. Darüber hinaus dürfen wir davon ausgehen, dass sich in den Köpfen so mancher Regierungs-Pgs. ähnliche Gedanken abspielten, wie sie in den Petitionen früherer Nationalsozialisten aus politisch weniger wichtigen Dienststellen zum Ausdruck kamen. Deren Schreiben waren, wie zu sehen sein wird, in einem bittstellerischen oder unsicheren, manchmal aber auch erstaunlich selbstbewussten und anklagenden Tonfall gehalten. Sie richteten sich meistens an Präsident Wilhelm Pieck oder an Ministerpräsident Otto Grotewohl. Seltener erhielt das Ministerium des Innern solche Eingaben direkt zugesandt. Am Ende bekam sie die HA Personal jedoch alle zur weiteren Bearbeitung überwiesen. Die Petenten wünschten sich dabei im „Kampf“ gegen untere Behörden eine verbindliche Auskunft von höchster Stelle, ob die Frage nach den eigenen NS-Belastungen im Personalfragebogen zu beantworten war oder nicht.195 Sie baten unter Hinweis auf das Gesetz und die Wiedereingliederungsangebote der Spitzenpolitiker darum, auf solche Bekenntnisforderungen zu verzichten. So sollte in Gleichberechtigung mit allen anderen Mitbürgern nicht einmal die theoretische Möglichkeit der persönlichen Benachteiligung im Berufsleben bestehen.


Einige NS-Belastete wandten sich zunächst an andere Ministerien, Landes- und Lokalverwaltungen, Betriebe und Massenorganisationen. Bei diesen herrschte nach Verabschiedung des Gleichstellungsgesetzes von 1949 vielerorts Unklarheit über die Auswirkungen der neuen Rechtslage. Die Handhabung des Gesetzes erfolgte durch die verschiedenen Behörden in der DDR völlig uneinheitlich. Einige beharrten im Sinne der SED-Führung auf der Beantwortung der Frage nach den ehemaligen politischen Organisationszugehörigkeiten und dem Militärdienst. Andere hielten dies wie die ehemaligen NSDAP-Mitglieder für unvereinbar mit dem neuen Gesetz.196 Um das Durcheinander zu lichten, baten mehrere Dienststellen das Ministerium des Innern um Auskunft, wie das Gleichstellungsgesetz in der Praxis anzuwenden sei. Noch fast zwei Jahre nach seiner Verabschiedung berichtete zum Beispiel das Ministerium für Maschinenbau davon, dass immer wieder Zweifel auftauchten, ob aufgrund des Gesetzes über den Erlass von Sühnemaßnahmen die Frage nach der Parteizugehörigkeit vor 1945 noch zulässig sei.197 Mehrere lokale Behörden und Betriebe hätten dies verneint und den entsprechenden Passus in ihren Personalfragebögen gestrichen. Andere Betriebe, die weiterhin Auskunft darüber verlangten, sahen sich mit Angestellten konfrontiert, die unter Berufung auf das Gesetz und ihnen den Rücken stärkende Presseartikel eine Beantwortung ausließen oder ablehnten. Bezeichnend war dabei nicht nur der hier angedeutete Widerstand an der Pg.-Basis. Darüber hinaus war die Rückfrage beim MdI symptomatisch für die Scheu anderer Dienststellen in der DDR, Verantwortung dafür zu übernehmen, die Vorgaben möglicherweise „falsch“ anzuwenden, und eine Strafe zu riskieren.198


Die Betriebsgewerkschaftsleitung des Berliner Akademie-Verlags bat das Ministerium des Innern sogar um Entschuldigung, sich erst eineinhalb Jahre nach dem Inkrafttreten des Gleichberechtigungsgesetzes zu erkundigen, ob denn die Frage nach der Zugehörigkeit zur NSDAP und ihren Gliederungen noch erlaubt sei. Die BGL sei zuvor vom FDGB unterrichtet worden, dass dies nicht geschehen soll. Es interessierte sie daraufhin „nicht mehr, was der einzelne Kollege früher war, sondern wie er heute zu unserem demokratischen Staat steht“. Deshalb forderten die Gewerkschafter von ihren Mitarbeitern lediglich die Beschreibung der politischen Entwicklung nach 1945. In dieser Frage vertrat der dortige Personalchef jedoch eine andere Auffassung. Es gab also auch innerhalb der Dienststellen Konflikte über die korrekte Behandlung ehemaliger Nationalsozialisten, so dass die BGL im Wunsch nach Schlichtung das Ministerium des Innern um Mitteilung bat, „ob unsere Meinung die richtige ist“.199


Solche Vorgänge belegen auf der einen Seite, dass viele Personalleiter sich eine tatsächliche Wiedereingliederung der Nominellen ohne Anonymisierung ihrer NS-Belastung nicht vorstellen konnten. Die öffentlich abgegebenen Integrationsversprechen vor Augen, zeigten sie sich etwas orientierungslos. Von den vielen Kaderabteilungen abgesehen, die nicht hundertprozentig sicher waren, welchen Umfang die Informationspflicht einnahm, ist es nicht verwunderlich, dass auch zahlreiche Pgs. nicht wussten, wie sie sich verhalten sollten. Es ist daher nicht auszuschließen, dass manche Personen in dem guten Glauben waren, auf der Grundlage des Gleichstellungsgesetzes ihre NSDAP-Mitgliedschaft nicht mehr angeben zu müssen, obwohl danach gefragt wurde, und die Nichtnennung bis auf Weiteres unerkannt blieb. So gesehen hätte es sich also um eine nicht vorsätzlich begangene Fragebogenfälschung gehandelt. Diejenigen wiederum, die um die Auskunftspflicht wussten und ihre politische Vergangenheit dennoch verheimlichten, könnten sich beim Entdecktwerden hinter dieser Ahnungslosigkeit versteckt haben. Wahrscheinlich klärten die Personalabteilungen, die sowieso von Zeit zu Zeit neue Fragebögen zur Ausfüllung an ihre Mitarbeiter verteilten, jedoch schon bald über die gewünschte Linie auf.


Auf der anderen Seite unterstreichen die genannten Beispiele die faktische Bedeutung der HA Personal als übergeordnete rechtspolitische Entscheidungsstelle für Personalfragen. Obwohl das Prinzip der Eigenverantwortlichkeit stets betont wurde, waren unter ihrer Aufsicht stehende Behörden oftmals viel zu unsicher und unselbständig, um in einem Land, in dem die höchsten Führungszirkel entschieden, was „richtig“ und was „falsch“ war, eigenständig zu handeln und für eigene abweichende Meinungen dann auch den Kopf hinzuhalten.200 Neben den „Pg.-freundlichen“ Beispielen finden sich solche, bei denen Funktionäre von Anfang an genau darüber im Bilde waren, dass das Merkmal „NS-belastet“ weiterhin eine wichtige kaderpolitische Rolle spielte und deshalb danach zu fragen war. Sie gaben den Auskunftspflichtigen zumeist jedoch nur ausweichende Antworten auf ihre Vorhaltungen, dass gemäß den öffentlichen Verlautbarungen und der neuen Gesetzeslage eine Frage nach der früheren Parteizugehörigkeit nicht mehr am Platze sei. In diesen Fällen scheuten sich die Personalverantwortlichen, die wirklichen personalpolitischen Maßstäbe offenzulegen.201


Lehnten Personalbearbeiter Pg.-Bewerber wegen ihrer politischen Vergangenheit ab, so versuchten sie also überwiegend, diesen Umstand zu verbergen und den abgelehnten Kandidaten einen anderen Grund für ihre Zurückweisung als den der früheren Parteizugehörigkeit zu nennen. Zu groß erschien die Kluft zwischen den offiziellen Integrationsangeboten und ihrer intern verhaltenen Umsetzung, zu schlimm der innenpolitische Schaden und Vertrauensverlust, der entstehen konnte. Nur selten scheinen Behörden ehemaligen NSDAP-Angehörigen direkt ins Gesicht gesagt zu haben, dass sie wegen ihrer ehemaligen Parteimitgliedschaft für wichtige Tätigkeitsfelder nicht in Frage kamen. Ein Beispiel hierfür ist der Fall einer jungen Frau, die im Jahr 1951 ihre Erfahrungen mit dem Gleichstellungsgesetz schilderte. Sie fiel eigentlich unter die Jugendamnestie und gab an, vom BDM automatisch in die NSDAP überführt worden zu sein sowie bereits 1945 die Bescheinigung eines nicht näher benannten Jugendausschusses erhalten zu haben, nicht mehr unter die Sonderbestimmungen für ehemalige Pgs. zu fallen: »Trotzdem wurde mir jetzt bei einer Bewerbung um eine andere Arbeitsstelle wieder vorgehalten: als ehemaliges Mitglied der NSDAP können wir sie nicht an der Stelle einsetzen, wo eine Verantwortung zugrunde liegt. Ich erwiderte hierauf, daß dieses doch infolge Erlasses der Regierung hinfällig geworden sei – doch es erfolgte die übliche Gegenrede: nach den Vorschriften usw. Ich bitte nunmehr um eine ganz konkrete Auskunft: müssen Angaben, betreffend dieser ehemaligen Zugehörigkeit nun noch gemacht werden oder kann diese Angabe unterbleiben«.202 Am Ende bemerkte sie noch, Funktionsträgerin in mehreren Massenorganisationen der DDR zu sein.


Leider verrät die Quelle nicht, um welche speziellen Posten sich die betreffende Frau bewarb. Es muss sich jedoch um Funktionen gehandelt haben, die eine anleitende oder kontrollierende Tätigkeit beinhalteten. Ihr war dabei durchaus bewusst, dass ein guter politischer Gesamteindruck wichtig war. Sie wies auf ihr jugendliches Alter und politisches Engagement hin und folgte damit absolut den Grundgedanken der Abwägung kaderpolitischer Merkmale. Dennoch ergingen gleich mehrfach Ablehnungen, ob von verschiedenen Stellen oder ein und derselben ist unklar. Jedenfalls scheint die wiederkehrende Zurückweisung mit stets derselben Begründung der ehemaligen NSDAP-Angehörigen wie eine Infizierung vorgekommen zu sein, gegen die sie sich nicht zur Wehr setzen konnte. Wie eine Aussätzige, die die Mitmenschen aus ihrer Gemeinschaft ausgestoßen hatten, scheint sie sich gefühlt zu haben. Die Verhältnisse in ihrer Lebenswirklichkeit ließen die erfolglos Arbeit Suchende schnell zu dem Schluss kommen, dass eine Berufung auf das Gesetz sinnlos war. Die Illusion der tatsächlichen Gleichstellung verflog, so dass sie am Ende nicht mehr die Frage stellte, ob denn das Gesetz einen solchen Ausschluss überhaupt rechtfertigte. Alles, was in dieser Situation noch helfen konnte, war nach Wegen zu suchen, der Offenbarung der Vergangenheit zu entgehen. Durfte man sie verbergen, schien die Chance eines echten Neuanfangs gegeben. Musste man sie offenlegen, half auch kein Gesetz mehr, Gleichberechtigung, wie sie die Betroffenen verstanden, herzustellen.


Mit kaum verhohlenem Sarkasmus schilderte ein anderer Petent seine Erlebnisse mit der versprochenen Gleichberechtigung: »In dem Betrieb, in dem ich zur Zeit beschäftigt bin, bekam ich als nette Osterüberraschung einen Fragebogen zur Beantwortung in die Hand gedrückt [...]. Hierzu nun meine Stellungnahme: Zu was will man heute, 6 Jahre nach Beendigung des Krieges von mir wissen, was ich bei der Wehrmacht gewesen bin? Bei der großen klaren innen- und außenpolitischen Linie, die wir heute eingeschlagen haben und die nur den Friedensweg zeigt, dürfte diese Frage vollkommen fehl am Platze sein«. Zu seiner politischen Vergangenheit schrieb er: »Ich bin ehemaliges Mitglied der N.S.D.A.P. Laut amtlicher Verfügung sind alle nominellen Pg. den übrigen Staatsbürgern gleichgestellt. Wenn nun diese Gleichstellung in die Tat umgesetzt sein soll, warum dann immer wieder diese Fragestellung? Hieraus ersehe ich nur, daß ich laut Verfügung gleichgestellt bin, aber in der Wirklichkeit immer wieder als das Mitglied der N.S.D.A.P. gebrandmarkt werde. Wenn wir heute die große Friedenslinie verfolgen, um Deutschland den Frieden zu erhalten, dann muß der Friede zuerst im Innern gesichert sein. Können wir ehemaligen Pg. aber an den Frieden glauben, wenn nur immer diese Fragebogen wieder vorgelegt, gleich Knüppeln zwischen die Beine geworfen werden«. Der Vortragende bat um einen vollständigen Verzicht auf Erkundigungen nach der politischen Vergangenheit: »Geschieht dieses nicht, so fühlen wir uns immer wieder nur als geduldete Staatsbürger II. Grades, welche ihre Pflichten gegenüber dem Staat erfüllen dürfen, aber keine Rechte haben.«203


Sehr deutlich kommt in diesen Zeilen eine Verbitterung über das bereits vergangen geglaubte Anprangern der Pgs. zum Ausdruck, das nun durch fortgesetzte Ermittlungen zur eigenen Biografie kein Ende zu nehmen schien. Geradezu zynisch mutet der Vergleich einer Neuauflage von Fragebögen mit einer Osterüberraschung an. Doch manchen ehemaligen NSDAP-Mitgliedern blieb nach den für sie schlimmen Erfahrungen der Schuldzuweisung und der aus ihrer Sicht öffentlichen Herabwürdigung, der Entfernung vom Arbeitsplatz und der dadurch umso größeren wirtschaftlichen Not wohl nur noch der Humor eines Lammes auf der Schlachtbank, dem man am Ende auch noch den Glauben an die Wiederauferstehung nimmt. Insbesondere die Opfer des Nationalsozialismus teilten dieses weit verbreitete Selbstmitleid ehemaliger Nationalsozialisten natürlich ganz und gar nicht. Davon unbeschadet bemühte der Petent mehrfach den Begriff des Friedens. Er zog dabei eine Verbindung von der damals allgegenwärtigen Rhetorik vom Erhalt des Weltfriedens hin zum Bild des inneren Friedens, nach dem es ihn sowohl für die Menschen im Land als auch für seine eigene Seele verlangte. Es sollte endlich Ruhe herrschen, Schluss sein mit der Inquisition. Diese ehemaligen Nationalsozialisten wollten ein normales Leben führen, frei von Existenzangst und Ehrverlust, wie sie das von ihnen so empfundene Kainsmal des „einmal Nazi, immer Nazi“ gnadenlos für den Rest des Lebens aufzubürden schien.


Während sich die meisten Petitionen klar um den Streit drehten, ob eine Mitgliedschaft in der NSDAP anzugeben war, hinterfragten andere, welche Art von Mitgliedschaft zu nennen sei. Es entstand ein unwürdiges Gefeilsche um Definitionen, alles mit dem Ziel, die eigene Rolle im Nationalsozialismus unbedeutender zu machen und sich aus der Offenbarungspflicht herauszuwinden. So schrieb ein Petent an Präsident Wilhelm Pieck, bei Kriegsausbruch ein Jahr lang einen monatlichen Beitrag von 1,50 RM an den NS-Opferring abgeführt sowie die Aufnahme in die NSDAP beantragt zu haben. Auf der Suche nach einer Arbeitsstelle mochte der Betreffende diese Begebenheiten Anfang der fünfziger Jahre nicht angeben und führte dazu Folgendes aus: »Einesteils will ich nun selbstverständlich in den Fragebogen keine falschen Angaben machen, andererseits möchte ich aber auch nicht mehr Angaben machen als erforderlich sind, da dadurch mein Fortkommen bestimmt unnötig erschwert wäre. Die nationalsozialistische Anschauung war nie die meinige, ich bezahlte nie einen Parteibeitrag, hatte nie ein Amt in der NSDAP und war nie Uniformträger. Auch ein Entnazifizierungsverfahren hat nicht stattgefunden. Kann man nun in meinem Falle trotzdem sagen, dass ich „Angehöriger“ der NSDAP. war? Ich bin der Meinung, dass ich kein Parteimitglied und auch nicht einmal ein Anwärter war, denn bei der Stellung des Aufnahmeantrages und innerhalb des rd. ½ Jahres danach wurde man doch nicht gleich Anwärter, sondern es bestand doch höchstens eine Aussicht; ausserdem ruhte doch während der Militärzeit die politische Angelegenheit, was ja auch daran zu erkennen ist, dass ich nie einen Parteibeitrag zahlte? Auch die Angelegenheit, was der Opferring eigentlich war, ist mir nicht klar. Ich habe die Sache als Zahlung eines Spendenbeitrages angesehen, der der NSDAP. zufloss, aber dadurch wurde ich doch niemals Mitglied der NSDAP. Kann man nun die Opferring-Beitragszahlung als Angehöriger einer Organisation bezeichnen?«204


Die Fragezeichen in seinem Brief scheinen nahezulegen, dass sich der Vortragende seiner Sache nicht ganz so sicher war, wie er es eigentlich sein wollte. Dennoch bemühte er sich, sein damaliges Handeln zu relativieren und suchte nach Beweisen dafür, dass er eigentlich gar kein Nationalsozialist war. Der Auskunft Suchende bestritt, jemals Parteimitglied oder auch nur Anwärter gewesen zu sein. Dabei erscheint es ein wenig naiv, dass der Betreffende glaubhaft machen wollte, es hätte eine Art Anwartschaft auf die Anwartschaft gegeben. Das war natürlich nicht der Fall, sondern mit Stellung eines Mitgliedsantrages ging die gleichzeitige Verleihung des Anwärterstatus einher. Dieser sollte in der Regel nicht länger als ein Vierteljahr andauern. Gleichwohl ging der Petent wenige Monate nach Stellen des NSDAP-Mitgliedsantrages zur Wehrmacht und verblieb dort bis zum Kriegsende. Tatsächlich ist es üblich gewesen, dass das Parteiverhältnis während des Kriegsdienstes ruhte. Allerdings wurde es nicht beendet. Eine Parteimitgliedschaft hat also nach Lage der Dinge höchstwahrscheinlich bestanden und war mitteilungspflichtig.205


Der Besagte machte jedoch durch sein Verhalten deutlich, keine bloßstellenden Fragen akzeptieren zu wollen. Mit dem Mut eines Mannes, der wenig oder gar nichts mehr zu verlieren hat, versuchte er, sich durch jede noch so kleine Lücke hindurchzuzwängen, um aus der Falle des Jägers zu entkommen. Er verliert sich dabei in Verharmlosung und Anbiederung. Dies ist im Angesicht echter existenzieller Nöte bei sehr vielen Menschen ein gängiges und nachvollziehbares Verhaltensmuster und deswegen zwar nichts Bewundernswertes, aber auch nichts Bösartiges, sondern einzig ein je nach Standpunkt bemitleidenswert oder erbärmlich wirkender Überlebensreflex des Unterlegenen. Etwas seltsam ist dabei, dass er alles offenbarte, was er eigentlich für sich behalten möchte. Vielleicht steckte dahinter die Vorstellung, dem Präsidenten vertrauen zu können. Vielleicht war es auch eine Variante der „Sucht nach Schuldbekenntnissen“ im Stalinismus, wie man sie besonders deutlich von Gefangenen und Verhörten kannte, die sich aus Angst oder infolge einer Gehirnwäsche bestimmter Vergehen bezichtigten, die sie nie begangen hatten. Vielleicht war es auch einfach nur die Furcht, Fehler zu begehen und dafür schwer bestraft zu werden. Am Ende wies das Ministerium des Innern den Betroffenen darauf hin, dass die Möglichkeit bestehe, bei jeder Bewerbung Erläuterungen zu den Umständen der eigenen NS-Belastung zu machen.206 Dazu äußerte dieser: »Wenn ich nun [...] stets grössere Darlegungen hinzufüge, wird mir dies wohl nie helfen; ich stehe immerhin schlechter, als wenn ich in den Fragebogen Opferring und NSDAP. nicht aufzuführen brauche, was um so wichtiger ist, als ich ein älterer Angestellter bin«. Die HA Personal blieb jedoch auch in diesem Fall hart und machte deutlich, dass sowohl an der Nennung des NSDAP-Aufnahmeantrags als auch der Zahlungen an den Opferring im Fragebogen kein Weg vorbeiführte. Dies war konsequent und lag in der Linie der individuellen Kaderbetrachtung. Danach waren eingegangene Mitgliedschaften nicht alleine von Bedeutung. Auch Aktivitäten unterhalb der Schwelle einer Organisationszugehörigkeit fanden Eingang in das persönliche Kaderportfolio.


Das Ministerium des Innern ging in seinen Antwortschreiben nicht auf die offensichtliche Diskrepanz zwischen Rechtslage und Wirklichkeit ein. Es versuchte stattdessen, durch allgemeine Wendungen zu beschwichtigen. Die HA Personal antwortete auf die beschriebenen Eingaben praktisch immer mit den gleichen Standardformulierungen, die lediglich am Rande auf individuelle Gegebenheiten der Vorsprechenden eingingen. Darin vertrat sie die Meinung, dass ausnahmslos alle Bürger, die in der staatlichen Verwaltung oder volkseigenen Wirtschaft beschäftigt sein wollen, Aufschluss über ihre fachliche und gesellschaftliche Entwicklung geben müssen. Es sei gerade ein Zeichen der rechtlichen Gleichstellung gewesen, wenn ehemalige NSDAP-Mitglieder genau die gleiche Behandlung wie alle anderen Bewerber erfahren. Darüber hinaus versicherte die Hauptabteilung Personal, dass nach dem Gleichberechtigungsgesetz von 1949 aus der ehrlichen Beantwortung der Fragen nach der früheren Partei- und Organisationszugehörigkeit, und zwar gleichgültig, ob dies eine nationalsozialistische oder irgendeine andere betraf, „keine personalpolitischen Nachteile erwachsen“.207 Lediglich bei einer späteren Aufhellung zunächst vertuschter Umstände könnten auch aus nominellen Zugehörigkeiten Schwierigkeiten erwachsen. In der Betonung, dass eine NS-Belastung keine Sonderkategorie mehr darstellte, sondern fortan in einer Reihe mit anderen Parteien und Organisationen wie den bürgerlichen oder Arbeiterparteien der Weimarer Republik stand, meinte das Ministerium des Innern einen weiteren Gleichstellungsbeleg ausmachen zu können. Dies bezog die Hauptabteilung Personal ausdrücklich sowohl auf eine ehemalige Mitgliedschaft als auch auf eine Anwartschaft oder Anmeldung zur NSDAP.


In der Konsequenz waren ehemalige Zugehörigkeiten zur NSDAP und den NS-Gliederungen weiterhin zu nennen. Die einzige Änderung in Fragebögen, die die HA Personal in Reaktion auf das Gleichstellungsgesetz vornahm, war die Streichung von Fragen, die den Vorgang der Entnazifizierung nach 1945 betrafen.208 Dem Bekanntwerden einer NSDAP-Mitgliedschaft oder einer anderen Belastung aus der Zeit des NS-Regimes folgte selbstverständlich ein Vermerk in der Kaderakte, und das auf Lebenszeit. Zwar mussten alle Bewerber die gleichen Fragen beantworten. Doch die Pgs. hatten keine andere Antwort als eine benachteiligende parat – und das wussten alle Beteiligten sehr genau. Eine Begründung für die politische Auskunftspflicht lieferte das MdI nicht, außer der, dass die staatliche Verwaltung „ein berechtigtes Interesse“ an einer lückenlosen Kenntnis der gesellschaftlichen Entwicklung ihrer Mitarbeiter habe.209 Diese Auskunft war für die Nominellen zu „mager“, als dass sie die Zweifel aus dem Weg räumen konnte, die frühere Organisationszugehörigkeit oder Weltanschauung solle von nun an zu keinen Behinderungen mehr führen. Denn warum fragten die Personalabteilungen danach, wenn es nicht irgendeine Rolle spielte? Und wenn es also weiterhin von Bedeutung war, so konnte ein bekannt gewordenes NS-Engagement nur negative Folgen haben. Die staatlichen Dienststellen vermochten die Betroffenen nicht von ihrer – gelogenen – Version zu überzeugen, dass sie das Wissen über politische Belastungen zwar sammeln, dann aber nicht gebrauchen wollten. Somit hatten viele ehemalige Pgs. auch mindestens zwei Jahre nach Gründung der DDR und der offiziellen Gleichstellung das Gefühl, dass andere gleicher waren als sie.


Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass sich auch nach dem Ende der Entnazifizierung ehemalige Nationalsozialisten aus kaderpolitischen Gründen gezwungen sahen, gegenüber Arbeitgebern Erklärungen zur persönlichen NS-Vergangenheit abzugeben. Diese Mitteilungspflicht untergrub die gesetzlich versprochene Wiedereingliederung, da sie in zahlreichen Fällen zu einer real anhaltenden Ausgrenzung führte. Die früheren NSDAP-Mitglieder waren darüber enttäuscht und nicht wenige suchten nach Möglichkeiten, diesem Schicksal aus dem Weg zu gehen. Versuche, Spitzenpolitiker dahingehend beim Wort zu nehmen, ein Beschweigen der eigenen politischen Biografie zu erlauben, scheiterten jedoch. Die NS-Belasteten hatten also im übertragenen Sinne einer alten Redewendung allen Grund, die Griechen weiterhin zu fürchten, auch wenn sie Geschenke brachten.


1.3 Diskriminierung und Ächtung


Der Zwang, Reparationsleistungen abzuliefern, Wirtschaftspläne zu erfüllen und die allgemeine Versorgung wieder in Gang zu bringen, nötigte die Machtelite dazu, den ehemaligen Nationalsozialisten in der SBZ/DDR ein Reintegrationsangebot zu machen. Darüber hinaus suchten die Parteien nach neuen Mitgliedern. Stufenweise eröffneten die rechtlichen Rahmenbedingungen mehr Beteiligungsoptionen im gesellschaftlichen und beruflichen Leben. Doch viele Menschen, ob Kommunist, NS-Gegner, Opfer des Faschismus oder Normalbürger, wollten diese Beschlüsse der Staats- und Parteiführung nicht mittragen. Sie waren irritiert, opponierten und leisteten passiven Widerstand gegen ihre Umsetzung. In den Behörden, Betrieben, Parteiorganen und sonstigen politischen Organisationen geschah das durch Ignorierung, Verschleppung, Vortäuschung falscher Tatsachen oder brüske Verweigerung.210 Bereits 1946 äußerte Otto Grotewohl auf einer Sitzung des SED-Parteivorstands Verständnis für die Ressentiments vieler SED-Mitglieder, die an die Pg.-Frage »aus der durchaus psychologisch erklärlichen Situation des sozialistischen Kämpfers, der in den Nationalsozialisten das politische Schwein sieht, mit dem er sich noch nicht abfinden kann«, herangingen. Er forderte eine »geistige Auflockerung und ideologische Klärung« sowie ein Vorgehen mit politischem Weitblick, das auf eine stärkere Einbeziehung und Nutzbarmachung der ehemaligen NSDAP-Mitglieder hinauslief.211


Solche Vernunftappelle konnten die Emotionen an der Basis jedoch noch lange Zeit nicht besänftigen. Auch Jahre später gab es dort starke Vorbehalte.212 Durch das Parteivolk der SED ging ein Riss. Zahlreichen altgedienten Sozialisten, Verfolgten des NS-Terrors, ehemaligen KZ-Häftlingen und Widerstandskämpfern fiel es besonders schwer, den aktiveren Trägern der Hitler-Diktatur die Hand zu reichen. Ihnen galten die Ex-Nationalsozialisten als Fremdkörper, die in den neuen Organisationen eines antifaschistischen Staates nichts zu suchen hatten. Zumindest nicht in einflussreicheren Positionen mit einiger Reputation und solange es Personalalternativen gab. Entsprechend kam es gerade dann zu Beschwerden, wenn sie dennoch wieder in bessere Arbeitsstellen vorrückten. Die „Kulturschranke“ („Mit denen nicht!“) machte aus jedem Pg. einen Paria: einen Unberührbaren und faktisch Entrechteten.213 Auch hohe Parteifunktionäre wie Wilhelm Pieck bekamen bei Kundgebungen so manche Unmutsbekundung über die Linie gegenüber den Nominellen zu hören. Mahnschreiben gegen eine zu milde Behandlung folgten.214 Die SED wiederum wertete solchen Widerspruch mitunter als „Sektierertum“.215 Es ist völlig klar, dass diese Konfliktsituation ein wichtiger Grund für die Kaderverantwortlichen war, über das tatsächliche Ausmaß der beschäftigten NS-Belasteten Stillschweigen zu bewahren. Weder die Personalabteilungen noch die ehemaligen NSDAP-Mitglieder selbst hatten ein Interesse daran, ihre Biografie „an die große Glocke zu hängen“. Denn bei Bekanntwerden sämtlicher Hintergründe hätte es einen nicht zu unterschätzenden Aufruhr in den Reihen der SED gegeben. Eine Delegitimierung der Staatsdoktrin und eine gewisse Destabilisierung des Machtgefüges konnten die Folge sein. Das wäre innenpolitisch und angesichts des Ost-West-Konfliktes von großem Nachteil gewesen. Da die Auseinandersetzungen um die Wiedereingliederung von Pgs. jedoch nicht zu leugnen waren, behalf sich später zum Beispiel die Geschichtsschreibung in der DDR mit einem Kunstgriff. Sie versuchte den Eindruck zu erwecken, als habe es sich weitgehend um eine übergangsweise Eingliederung der Nominellen in den Jahren bis 1948 und daher auch nur um vorübergehende Proteste gehandelt. Die Frage einer späteren oder dauerhaften Reintegration ehemaliger NSDAP-Angehöriger wurde einfach ausgespart.216


Die Machthaber in der SBZ/DDR befanden sich durchaus in einem Dilemma. Sie waren zur Etablierung und Stabilisierung ihres Herrschaftssystems einerseits auf ein bestimmtes Maß an Integration der Ex-Nationalsozialisten angewiesen. Andererseits griffen sie zur Machtsicherung aber auch auf Repression und Ausgrenzung dieser Personengruppe zurück.217 Es kam darauf an, einen geeigneten Mittelweg zwischen beiden an sich entgegengesetzten Politikrichtungen zu finden. Dabei forderte ein bedeutsamer Teil der kommunistischen Wertelite unter den SED-Mitgliedern eine schärfere und anhaltende Ächtung. Weite Teile der Bevölkerung, die unter der gesellschaftlichen und beruflichen Ausstoßung ehemaliger Angehöriger von NS-Organisationen litten, drängten hingegen auf eine rasche Umsetzung der Wiedereingliederungsvorgaben und weitere Versöhnungsgesten. Von Interesse ist das Zusammenprallen dieser Interessenkonflikte im mikrosoziologischen Rahmen am Arbeitsplatz, in den Parteien, Massenorganisationen etc. Denn es sind dies Orte der Kommunikation, Kontrolle, Kooperation und Disziplinierung. Dabei bewirkten die Rahmenbedingungen eines diktatorischen Systems, dass Entfaltung und Reflexion individueller geistiger Einstellungen zur Pg.-Frage nach außen hin grundsätzlich nur in streng vorgegebenen Bahnen stattfanden. Denn offen vorgebrachte grundsätzliche Kritik an der Linie der Parteiführung konnte für den Einzelnen gefährlich werden. Daher suchten sich Kritiker einer ihrer Meinung nach zu früh und zu umfassend einsetzenden Reintegration NS-Belasteter inoffizielle Kanäle, um ihren eigenen Vorstellungen Geltung zu verschaffen und diejenigen des SED-Politbüros zu unterlaufen. Begünstigt wurden solche Umgehungsstrategien durch das Geheimnis, das man aus der Kaderpolitik und ihrer Umsetzung machte. Denn der Ausschluss der allermeisten Regierungsangestellten und SED-Mitglieder von den Kommunikationsnetzen des „inner circle“ zog nach sich, dass das Verständnis für „oben“ gefällte Beschlüsse und zugleich das Vertrauen in die Entscheidungsträger Schaden nahm.218 Das Verschweigen des wahren Ausmaßes der Pg.-Beschäftigung im Staatsapparat hatte also nicht nur einen „beruhigenden“ Effekt. Dem liegt die Annahme zugrunde, dass die Kooperationsbereitschaft in dem Maße wächst, wie die gleichen Informationen, die zu gewissen Bestimmungen führten, verfügbar sind und diese nachvollziehbar machen.219 In diesem Zusammenhang haben viele SED-Mitglieder das negative Pg.-Bild, das sie an den Pranger stellten, auch ganz bewusst immer wieder neu produziert. So konnten sie nicht nur mit all ihrem Hass und Schmerz auf den Judas zeigen, sondern sich außerdem über dessen fast ritualisierte Verfemung eine moralische Überlegenheit verschaffen.220


Auf der anderen Seite klagten viele Nominelle darüber, dass die Realisierung der Wiedereingliederungsrichtlinien weder ihrem Wortlaut noch ihrem Geist entsprach. Dabei verwiesen sie immer wieder darauf, dass sich die überwiegende Mehrzahl der Pgs. seit 1945 am Wiederaufbau beteiligt hatte, oft in Form harter, körperlicher Arbeit. Sie hätten bewiesen, mit der Vergangenheit gebrochen und aus ihren Fehlern gelernt zu haben. Selbstkritische Stimmen ehemaliger NSDAP-Mitglieder, selbst nach Abschluss der Entnazifizierung wegen ihrer moralischen Belastung noch keine gleichwertigen Bürger zu sein, waren 1949 in dieser Deutlichkeit eher selten.221 Die meisten Pgs. litten sehr unter ihren Strafen, Berufsbeschränkungen und ihrer allgemeinen Ächtung. Viele NS-Belastete brachten führenden SED-Politikern gegenüber zum Ausdruck, glücklich zu sein, wenn sie von ihren Mitbürgern nicht mehr mit Verachtung bestraft würden. Sie wünschten sich sehnlichst ein Ende der Beschimpfungen wie „Nazilump“ und „Nazischwein“.222


Hierzu ein paar Beispiele aus der Bevölkerung: Im Jahr 1946 erreichten Wilhelm Pieck mehrere Schreiben anlässlich seiner Rede zur Feier seines 70. Geburtstages, in der er die kleinen Pgs. zur Mitarbeit am neuen Staat aufrief. Ein nach eigenen Angaben einfacher und nie aktiver NSDAP-Angehöriger, dessen Vermögen aber dennoch beschlagnahmt wurde, beschuldigte „örtliche und persönliche Gegner“ der Denunziation um des eigenen Vorteils willen. Er fühlte sich ungerecht behandelt, forderte mehr Vernunft im gegenseitigen Miteinander der Pgs. und Nicht-Pgs. und schrieb: »Ich stehe im 69. Lebensjahr, meine Frau im 65. Wir haben ein ganzes Menschenalter nichts anderes getan, als gearbeitet und damit unsere Pflicht. Wir haben geholfen, wo wir nur konnten, Gutes getan, wo es notwendig war und dafür sollen wir nun auf die Straße gesetzt werden, zu Bettlern gemacht, enterbt und entrechtet. Und da wäre wohl nun der Hebel anzusetzen, wenn das deutsche Volk wieder einmal zu Einigkeit und Ruhe kommen soll [...]. Der beabsichtigte Aufbau unseres so schwer getroffenen Vaterlandes kann nur dann zur Wirklichkeit werden, wenn erst einmal der Hass, dieser grenzenlose und abgrundtiefe Hass, den der Eine gegen den anderen in sich trägt, beseitigt wird.«223 In einem anderen Brief beklagte eine Lehrerin: »Wieviele würden gerne Ihrem Aufrufe folgen, aber es wird ihnen unmöglich gemacht; sie werden mit Hass verfolgt, aus ihrem Beruf gerissen und wirtschaftlich vollständig ruiniert. [...] Es entspricht meines Erachtens nicht einer brüderlich-demokratischen Gesinnung, wenn man Lehrerinnen fristlos entlässt, alten Lehrerinnen ihre sauer verdiente Pension entzieht und ihnen, nachdem man ihnen alles Vermögen und alle Ersparnisse genommen, nicht einmal „Wohlfahrt“ bewilligt, sie also sozusagen dem Hungertode preisgibt, weil sie sich eines Verbrechens schuldig gemacht haben, nämlich sie waren gänzlich unpolitisch und ahnten und durchschauten nicht, was damals gespielt wurde; so sind sie damals in die NSDAP eingetreten [...]. War dies Verbrechen – der Mangel an politischer Einsicht – so groß, daß man so unmenschlich grausam gegen sie verfährt? Es soll doch nicht wieder Hass gesät werden jetzt, wo das Menschheitsideal der Humanität auf die Fahne der politischen Parteien geschrieben ist! Wie kann man wieder Glauben und Vertrauen haben, wenn die Taten nicht den Worten entsprechen? Ach, könnte man doch hoffen, daß ein wirklich humaner Geist die politischen Parteien beseelte, dann würden Ihrem Aufruf sicher Viele folgen!«224 Die Frau eines Reichsbahnbeamten und Pgs. schrieb, zu ihrer Vertreibung aus Schlesien käme jetzt noch die Entlassung ihres Mannes hinzu: »Sie sprachen so gut von Humanität in Ihrer Rede. Wir, die wir alles verloren haben, sind wir nicht schon genug gestraft? Noch die Lebensmöglichkeit einem zu nehmen, man muss ja verzweifeln und den Glauben an die Menschheit verlieren. Wo bleibt die Gerechtigkeit, von der so viel gesprochen wird? [...] Es sieht ja fast so aus, als wenn wir aus dem Osten nur die Schuld an dem Kriege hätten und nur die Lasten tragen müssen. Heimische, die sich sogar aktiv betätigt haben und ihre Wohnung noch besitzen und sich in Polen große Reichtümer wie teure Pelze, Möbel und kostbare Pianos erbeutet haben, dürfen im Dienst bleiben. Es muss doch endlich mal diese große Gerechtigkeit walten, von der dauernd die Rede ist. Die antifaschistischen Parteien wollen es doch besser machen und nicht mehr Hass in die Welt säen. Aber nur mit Güte und Liebe, gerade das fehlte den Nazis so sehr, kann man etwas erreichen und das haben wir von Euch erwartet.«225 Die eigene Mitschuld der erwähnten Pgs. sei gering gewesen. Sie hätten sich nicht aktiv engagiert, in gutem Glauben oder aus Zwängen heraus den NSDAP-Eintritt vollzogen und sich sogar wegen oppositioneller Handlungen Ärger eingehandelt. Zusammenfassend baten alle Wilhelm Pieck unter Berufung auf seine eigene Rede, zu seinem Wort zu stehen und für Milde oder ein Ende der Vergeltung zu sorgen. Nur so sei eine „wirkliche“ Wiedereingliederung der Nominellen möglich gewesen.


Jetzt war das Jammern groß. Es scheint, als ob der Verlust an Mitleid durch ein Übermaß an Selbstmitleid kompensiert wurde.226 Doch war wirklich jede Strafe unangemessen? Ohne hier die konkreten Fälle im Einzelnen nachprüfen zu können, müssen wir das verneinen. Viele Mitläufer und Täter stilisierten sich nach dem Ende des NS-Regimes zu Opfern. Andererseits existierte natürlich eine Art Willkür des Krieges und auch der Nachkriegszeit, die nicht nur das jeweilige Strafmaß variierte, sondern auch den betroffenen Personenkreis. Doch hätte es anders sein können? Die Antwort lautet „nein“. Diese Kommentierung mag ich nicht zurückhalten, wenngleich es hier natürlich darauf ankommt, das Handeln der historischen Akteure nachvollziehbar zu machen.


Allen Briefen gemeinsam ist, dass sie eine große Ungerechtigkeit beklagten. Das eigene Schicksal erschien zu hart und zu grausam – auch wenn die Verfasser manchmal unpersönlich in der dritten Person von sich selbst erzählten, so als gehörten sie nicht wirklich zu den NS-Belasteten dazu. Ihre Verfehlungen seien menschlich gewesen. Sie waren nach eigenen Angaben nicht stark und weitsichtig genug gewesen oder einer Täuschung erlegen. Ansonsten hätten die Autoren einen untadeligen und anständigen Lebenswandel geführt, wie es wertvolle Gesellschaftsmitglieder tun und nicht wirkliche Verbrecher. Gleichwohl hätte man sie unter Verlust der Ehre und materieller Werte wie solche behandelt. Die Lebensleistung und Lebensgrundlage sei ihnen aberkannt worden, was eine völlig unangemessene Ahndung gewesen sei. Zumal andere Personen viel schwerer belastet gewesen seien, aber geringere oder gar keine Strafen erhalten hätten. Dahinter steckte die Forderung nach einer Korrektur der vermeintlich in blinder Wut verhängten, undifferenzierten und rücksichtslosen Sanktionen. Voraussetzung dafür war natürlich eine allgemeine Versöhnung der Bürger miteinander. Halb als Wunsch, halb als Drohung erinnerten die mit dem NS-Regime Verstrickten daran, dass nur so Einigkeit und Stabilität im gesamten Volk zu erreichen sei. Die Pgs. würden sich nur dann mit dem neuen Staat identifizieren, wenn er ihnen Vorteile verschafft beziehungsweise Nachteile verhindert. Doch hatten ehemalige Nationalsozialisten ein Recht, auf Solidarität, Nachsicht und Vergebung zu pochen? Sie bestanden auf dem Gegenteil von dem, was sie selbst – und sei es nur symbolisch – mit zu verantworten hatten, nämlich die Verfolgung politischer Gegner. Sie beriefen sich auf humanistische und demokratische Ideale, die die NSDAP einst mit Füßen trat. In einem Rechtsstaat besitzen Angeklagte juristisch gesehen natürlich Bürgerrechte wie die auf einen fairen Prozess, Gleichheit vor dem Gesetz und Verhältnismäßigkeit der Sanktionen. Doch moralisch und politisch stand es ihnen nicht zu, Forderungen zu stellen. Auf diesen Ebenen waren sie darauf angewiesen, dass die Opfer der Hitler-Diktatur Gnade gewährten oder die Machthaber ihnen im gesamtstaatlichen Interesse unter die Arme griffen.
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